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Zusammenfassung – Executive Summary 

2020 verzeichnete die deutsche Wirtschaft einen starken Einbruch: Die Entwicklung des Bruttoinland-
produkts (BIP) betrug preisbereinigt - 4.8 %. Im Vorjahr hatte noch ein leichtes Plus von 0.6 % resultiert. 
Grund für diesen Einbruch im Jahr 2020 waren die Auswirkungen der Coronakrise und der damit einher-
gehende Shutdown. Die deutsche Wirtschaft ist somit nach einer zehnjährigen Wachstumsphase in eine 
tiefe Rezession geraten, ähnlich wie zuletzt während der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009. Die 
Pandemie hinterliess deutliche Spuren in nahezu allen Wirtschaftsbereichen. Die Industrie war insbeson-
dere in der ersten Jahreshälfte von den Folgen der Pandemie betroffen, u.a. durch die zeitweise gestörten 
globalen Lieferketten. Besonders deutlich zeigte sich der konjunkturelle Einbruch in den Dienstleistungs-

bereichen, die zum Teil so starke Rückgänge wie noch nie verzeichneten.1 

 
Mit der Coronakrise hat sich die Situation der bereits zuvor angeschlagenen Autoindustrie nochmals 

deutlich verschlechtert und der deutsche Pkw-Markt schrumpfte im Jahr 2020 um 19 %.2 Auch der Bin-

nenkonsum, ein bisheriger Wachstumstreiber in Deutschland, ist im Jahr 2020 stark eingebrochen.3 Zu-
sammen mit dem Ausbruch der Coronakrise im März 2020 gingen die privaten Konsumausgaben im Vor-
jahresvergleich preisbereinigt um 5 % zurück. Die Reallöhne sanken im Pandemiejahr im Vorjahresver-

gleich um 1.1 %, die Nominallöhne um 0.7 %, während die Verbraucherpreise um knapp 0.5 % stiegen.4 

Der Aufwärtstrend am Arbeitsmarkt ist nach 14 Jahren beendet: Die Zahl der Erwerbstätigen sank 2020 
um 1.1 %, während die Erwerbslosigkeit im Vergleich zum Vorjahr deutlich um 34.5 % auf 1.85 Mio. Er-
werbslose anstieg. Das Ende des Beschäftigungszuwachses wäre wahrscheinlich auch ohne Corona 
bald zu einem Ende gekommen, da das Erwerbspersonenpotenzial aufgrund des demografischen Wan-

dels schwindet.5 Das Baugewerbe konnte sich hingegen in der Krise behaupten: Die preisbereinigte 

Bruttowertschöpfung nahm hier im Vorjahresvergleich sogar um 1.4 % zu.6 

 
Im Warenaussenhandel war auch 2020 China der wichtigste Handelspartner Deutschlands (212.6 Mrd. 
Euro Handelsvolumen), gefolgt von den Niederlanden mit 172.5 Mrd. Euro und den USA mit rund 
171.6 Mrd. Euro. Die deutschen Warenexporte lagen 2020 bei 1’205 Mrd. Euro, was einem Minus im 
Vergleich zum Vorjahr von 10 % entspricht. Die Güterimporte nach Deutschland beliefen sich 2020 auf 

1'025 Mrd. Euro und reduzierten sich somit im Vergleich zum Vorjahr um rund 7.2 %.7 Der viel kritisierte 

deutsche Leistungsbilanzüberschuss war bereits das fünfte Jahr in Folge rückläufig: Während er 2015 
noch bei 8.25 % des BIP lag, reduzierte er sich 2020 auf 6.9 %.8 
 
Die deutschen Staatsschulden stiegen im Jahr 2020 um 275 Mrd. Euro und betrugen zum Jahresende 
insgesamt 2’330 Mrd. Euro. Die Schuldenquote stieg entsprechend von 59.7 % auf 70 % und liegt somit 
wieder über der Grenze des Maastricht-Vertrages von 60 %. Dies ist der stärkste Anstieg der Schulden-
quote innerhalt eines Jahres seit der Wiedervereinigung.9 Zur Finanzierung des Corona-Rettungsschirms 
war eine Nettokreditaufnahme des Bundes in Höhe von 156 Mrd. Euro notwendig. Dafür wurde die im 
Grundgesetz verankerte Schuldenbremse ausgesetzt. 
 
Deutschland ist seit 68 Jahren der wichtigste Handelspartner der Schweiz. Die deutsch-schweizeri-
schen Wirtschaftsbeziehungen können als intensiv und grundsätzlich unproblematisch bezeichnet wer-
den. Einzig die zeitweise Blockierung von Ausfuhren von medizinischem Schutzmaterial zu Beginn der 
Coronakrise führte zu gewissen Schwierigkeiten, die aber rasch beseitigt werden konnten. Die Schweiz 
figuriert in der Rangliste der wichtigsten Handelspartner Deutschlands neu auf Rang 7 und damit vor 

Russland, Brasilien, Japan oder Indien.10 2020 ist das bilaterale Handelsvolumen zwischen Deutsch-

land und der Schweiz auf 99.3 Mrd. CHF (2019: 104.9 Mrd. CHF, - 5.3 %) angestiegen. Es beträgt somit 
die Hälfte des Handelsvolumens zwischen Deutschland und seinem grössten Handelspartner China. Mit 
der Schweiz erzielte Deutschland 2020 einen Exportüberschuss in der Höhe von 10.9 Mrd. Euro. Der 
Handel mit Deutschland macht für die Schweiz rund 17.3 % ihres gesamten Aussenhandelsvolumens 
aus. Bezüglich Direktinvestitionen ist die Schweiz mit einem Volumen von 47 Mrd. Euro der viertgrösste 
Direktinvestor in Deutschland (nach den Niederlanden, Luxemburg und den USA). 

                                                           
1 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Pressemitteilung Nr. 020 vom 14. Januar 2021. 
2 VDA (2021): Pressemitteilung: Corona-Effekt: Austausch älterer Autos stockt. 
3 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2020): Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Ausgabe vom März 2020. 
4 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Pressemitteilung Nr. 143 vom 24. März 2021. 
5 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Pressemitteilung Nr. 001 vom 4. Januar 2021. 
6 Statistisches Bundesamt Destatis (2020): Pressemitteilung Nr. 085 vom 9. März 2020. 
7 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Aussenhandel. 
8 Ifo-Institut (2021): Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die globalen Leistungsbilanzsalden. 
9 Deutsche Bundesbank (2021): Deutsche Staatsschulden steigen 2020 um 275 Mrd Euro auf 2,33 Billionen Euro, Schuldenquote von 59,7 % auf 
70%. 
10 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Aussenhandel, Zusammenfassende Übersicht für den Aussenhandel 2020. 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2021/01/PD21_020_811.html#:~:text=Pressemitteilung%20Nr.,0%20%25%20niedriger%20als%20im%20Vorjahr.
https://www.vda.de/de/presse/Pressemeldungen/210108-Corona-Effekt--Austausch--lterer-Autos-stockt.html
https://www.bmwi.de/Navigation/DE/Themen/Functions/new-Liste4_Formular.html?resourceId=809832&input_=178912&pageLocale=de&cl2Categories_LeadKeyword=schlaglichter-der-wirtschaftspolitik&documentType_=Publication&documentType_.GROUP=1&selectTimePeriod=&selectTimePeriod.GROUP=1&selectSort=score+desc&selectSort.GROUP=1#form-809832
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2021/03/PD21_143_623.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2021/01/PD21_001_13321.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/03/PD20_085_441.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Aussenhandel/_inhalt.html#sprg236150
file:///C:/Users/obc/Downloads/sd-2021-digital-02-grimme-leistungsbilanzueberschuss.pdf
https://www.bundesbank.de/de/presse/pressenotizen/deutsche-staatsschulden-862938
https://www.bundesbank.de/de/presse/pressenotizen/deutsche-staatsschulden-862938
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Aussenhandel/Publikationen/Downloads-Aussenhandel/zusammenfassende-uebersichten-jahr-vorlaeufig-pdf-2070100.pdf?__blob=publicationFile


 

1 Allgemeine Lage, wirtschaftliche Probleme und Herausforderungen 

1.1 Allgemeine Lage 

Allgemeines/BIP: Das BIP der Bundesrepublik Deutschland ist im Jahr 2020 preisbereinigt um 4.8 % 

gesunken.11 Damit war die Wirtschaftsentwicklung zum ersten Mal seit elf Jahren negativ.12 Eine ähnliche 

Rezession erlebte Deutschland zuletzt während der Finanzkrise 2009, wobei der Rückgang damals mit 

einem Minus von 5.7 % grösser war.13 Pro Einwohner gerechnet sank die Wirtschaftsleistung 2020 auf 

40’116 Euro.14 

 
Gründe für diesen starken Einbruch waren neben der Coronakrise die seit 2018 gedämpfte Weltkonjunk-
tur und die Risiken im aussenwirtschaftlichen Umfeld. Insbesondere die internationalen Handelskon-
flikte und die damit einhergehenden Androhungen von Zollerhöhungen trafen die exportorientierte deut-
sche Industrie schwer. Die Coronakrise hinterliess 2020 deutliche Spuren in nahezu allen Wirtschaftsbe-
reichen. Die Produktion wurde sowohl im Dienstleistungsbereich als auch im produzierenden Gewerbe 
teilweise massiv eingeschränkt. Im produzierenden Gewerbe ohne Bau, welches gut ein Viertel der Ge-
samtwirtschaft ausmacht, ging die Wirtschaftsleistung gegenüber 2019 preisbereinigt um 9.7 % zurück, 

im verarbeitenden Gewerbe sogar um 10.5 %. Die Industrie war insbesondere in der ersten Jahreshälfte 
2020 von den Folgen der Pandemie betroffen, u.a. durch den Zusammenbruch der globalen Lieferketten. 
Der konjunkturelle Einbruch zeigte sich insbesondere im Dienstleistungssektor, der z.T. so starke Rück-
gänge verzeichnete wie noch nie. Exemplarisch hierfür steht der Wirtschaftsbereich Handel, Verkehr und 
Gastgewerbe, dessen Wirtschaftsleistung preisbereinigt um 6.1 % niedriger war als 2019. Es gab aber 
auch vereinzelt gegenläufige Entwicklungen: So nahm etwa der Onlinehandel deutlich zu und auch die 
Bauwirtschaft konnte sich halten.  
 
Die Automobilbranche, ein Schlüsselsektor der deutschen Industrie, steht seit einigen Jahren unter 
grossem Anpassungsdruck: Mit der Coronakrise hat sich die Situation des Sektors nochmals dramatisch 
verschlechtert. Der Verband der Automobilindustrie (VDA) kalkuliert, dass die Pkw-Inlandproduktion 2020 
im Vorjahresvergleich um 25 % eingebrochen ist, das niedrigste Volumen seit 45 Jahren. Die grössten 
Rückgänge waren dabei im April und im Mai 2020 mit - 84.3 % beziehungsweise - 52.7 % gegenüber 
dem jeweiligen Vorjahresmonat zu verzeichnen. Kurzarbeit und Produktionsstopps wurden in der Folge 
sowohl von den grossen Automobilherstellern wie Volkswagen, Daimler, BMW und Opel als auch von 
wichtigen Zulieferern wie Continental oder ZF Friedrichshafen eingeführt. Gegen Jahresende erholte sich 
die Branche allerdings wieder und der Unterschied zur Produktion im Vorjahresmonat lag im Dezember 
noch bei - 1.0 %. Die Zahl der Beschäftigten in der Automobilindustrie ging dabei gegenüber 2019 um 

24'000 auf noch 809'000 zurück.15 Weniger stark als in Europa (- 24 %) und den USA (- 15 %) war der 

Rückgang der Automobilnachfrage im wichtigsten Markt China, wo 2020 6 % weniger Autos abgesetzt 

wurden.16 

 
Im Zuge der Coronakrise forderte die Autolobby eine Kaufprämie nicht nur für Elektro-Autos, sondern 
auch für neue Benzin- und Dieselfahrzeuge, was auf Kritik stiess. Stein des Anstosses war, dass die 
Autohersteller über grosszügige finanzielle Polster verfügen und Dividenden an ihre Aktionäre auszahlen, 
gleichzeitig aber Staatshilfe beantragten. Das Konjunkturprogramm der Bundesregierung beinhaltet letzt-
lich zwar nur eine Erhöhung der Kaufprämie für Elektro-Fahrzeuge, durch die zeitlich beschränkte Sen-
kung des Mehrwertsteuersatzes im zweiten Halbjahr 2020 wurde aber indirekt auch der Absatz herkömm-
licher Fahrzeuge steuerlich gefördert. Neben der Pandemie machen den Autokonzernen seit Ende des 
Jahres 2020 zunehmend Lieferengpässe bei den überwiegend aus Fernost importierten Halbleitern 
zu schaffen, der zum Jahreswechsel 2020/2021 zu Produktionsstopps in einzelnen Werken führte. Die 
Autohersteller und ihre Zulieferer hatten es verpasst, die deutliche Erholung der Produktion in der zweiten 
Jahreshälfte zu antizipieren und genügend Chips einzukaufen. In der Folge fordern Automobilzulieferer 
den Bau von mehr Chipfabriken in Europa, um die Abhängigkeit von asiatischen Zulieferern zu reduzie-
ren. 
 
Bereits gegen Ende des Jahres 2019 entwickelten sich die Einkommen weniger dynamisch, was sich in 
einem geringeren Konsum auch schon vor der Krise niederschlug.17 Mit dem Ausbruch der Coronakrise 
im März 2020 ist der Konsum drastisch eingebrochen. Die privaten Konsumausgaben gingen 2020 im 

                                                           
11 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2021): Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Mai 2021. 
12 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2021): Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Monatsbericht Mai 2021. 
13 International Monetary Fund (2021): Real GDP Growth. 
14 Statistisches Bundesamt (2021): Bruttoinlandsprodukt 
15 Destatis (2021): Pressemitteilung Nr. 076 vom 22. Februar 2021. 
16 FAZ (2021, 11. März): 365 Prozent mehr Autoverkäufe in China. 
17 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2020): Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Ausgabe vom März 2020. 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/Wirtschaftliche-Lage/2021/20210513-die-wirtschaftliche-lage-in-deutschland-im-mai-2021.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/schlaglichter-der-wirtschaftspolitik-05-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=12
https://www.imf.org/external/datamapper/NGDP_RPCH@WEO/DEU
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Volkswirtschaftliche-Gesamtrechnungen-Inlandsprodukt/Tabellen/bip-bubbles.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2021/02/PD21_076_421.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wachstum-um-fast-400-prozent-chinas-automarkt-macht-einen-sprung-17238543.html
https://www.bmwi.de/Navigation/DE/Themen/Functions/new-Liste4_Formular.html?resourceId=809832&input_=178912&pageLocale=de&cl2Categories_LeadKeyword=schlaglichter-der-wirtschaftspolitik&documentType_=Publication&documentType_.GROUP=1&selectTimePeriod=&selectTimePeriod.GROUP=1&selectSort=score+desc&selectSort.GROUP=1#form-809832


 

Vorjahresvergleich preisbereinigt um 5 % zurück. Dies steht im Gegensatz zur Finanzkrise, als der ge-
samte Konsum die Wirtschaft stützte. 
 
Gestützt wurde die BIP-Entwicklung hingegen durch die anhaltende Bauhochkonjunktur in Deutsch-
land. Die Auftragsbücher sind prall gefüllt, die hohe Nachfrage nach Wohnraum dauert an, Kapazitäts-
engpässe und die Rohstoffknappheit könnten der Dynamik jedoch Grenzen setzen (siehe Ziffer 1.1.1). 
Das Baugewerbe konnte sich auch während der Krise behaupten: Die preisbereinigte Bruttowertschöp-
fung nahm im Vergleich zu 2019 um 2.8 % zu. 
 
Leistungsbilanzüberschuss: Gemessen am BIP betrug der Leistungsbilanzüberschuss 2020 6.9 %, 
was einem Minus von 0.2 Prozentpunkten zum Vorjahr entspricht. Dies ist insbesondere dem starken 
Einbruch des Reiseverkehrs geschuldet. In absoluten Zahlen hat Deutschland das erste Mal seit sechs 
Jahren nur den weltweit zweitgrössten Leistungsbilanzüberschuss in der Höhe von 228 Mrd. Euro erwirt-

schaftet. Auf Platz 1 rangiert neu China mit 271 Mrd. Euro; Japan belegt mit 138 Mrd. Euro Platz 3.18 

Gemessen am BIP rangiert Deutschland mit 6.9 % ebenfalls weiter auf den obersten Rängen, der Wert 
ist allerdings einiges tiefer als das Rekordergebnis aus dem Jahr 2015, als der Überschuss 8.6 % be-
trug.19 Deutschlands viel kritisierter Überschuss ist die Konsequenz struktureller Faktoren wie bspw. der 
relativen Schwäche des Euro im Vergleich zur deutschen Wirtschaftskraft. Der Überschuss liegt weiterhin 
deutlich über dem von der EU-Kommission für tragfähig befundenen Wert von 6 %. 
 
Staatshaushalt: Die staatlichen Haushalte beendeten das Jahr 2020 mit einem Defizit in der Höhe von 
189.2 Mrd. Euro. Die Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushaltes sind gemäss vorläufigen Ergebnissen 
des Statistischen Bundesamtes (Destatis) um 12.1 % gestiegen. Gleichzeitig sanken die Einnahmen um 
3.5 %. Dieses Ergebnis zeigt deutlich die Folgen der Coronakrise für die öffentliche Hand. Es handelt sich 
um das erste Finanzierungsdefizit seit 2013 und gleichzeitig um das höchste seit der deutschen Wieder-
vereinigung. 2019 war noch ein Überschuss von 45.2 Mrd. Euro erzielt worden. 
 
Der Bund erwirtschaftete mit 129.9 Mrd. Euro das höchste Defizit. Seine Ausgaben stiegen gegenüber 
dem Vorjahr um 28.9 %, während die Einnahmen um 7.3 % sanken. Die Länder erzielten ebenfalls ein 
Minus von 33.5 Mrd. Euro. Obwohl die Einnahmen auf Länderebene im Vergleich zum Vorjahr um 4.6 % 
stiegen, führte der hohe Zuwachs bei den Ausgaben um 16.8 % im Vergleich zum Vorjahr zu einem De-
fizit. Bei den Gemeinden stiegen die Ausgaben um 5.9 % und die Einnahmen um 4.5 %, woraus sich 
immer noch ein Überschuss von 2 Mrd. Euro ergab. Die Sozialversicherungen schlossen das Jahr mit 
einem negativen Saldo von 27.9 Mrd. Euro ab. Ihre Ausgaben erhöhten sich um 10.1 % und ihre Einnah-
men wuchsen um 4.7 %. Wie bei den Gemeinden sind auch hier die gestiegenen Zuweisungen und Zu-
schüsse infolge der Pandemie die Haupttreiber der höheren Einnahmen. Vom Bund gingen rund 17.8 
Mrd. Euro an die Länder, die als Coronahilfen an KMU und Soloselbstständige weitergeleitet wurden 
(davon 14.1 Mrd. Euro Soforthilfen und 3.7 Mrd. Euro Überbrückungshilfen). Rund 13 Mrd. Euro gingen 
als Zuweisungen an den Gesundheitsfonds, aus dem die Krankenkassen Mittel erhielten, um Leistungen 
für ihre Versicherten zu finanzieren. 
 
Aufgrund geringerer Einnahmen aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben war auf der Einnahmenseite 
des öffentlichen Haushalts im Jahr 2020 ein Rückgang um 3.8 % auf 1'308.4 Mrd. Euro im Vergleich zum 
Vorjahr zu verzeichnen. Alleine beim Bund sanken die Einnahmen aus Steuern und steuerähnlichen Ab-
gaben im Jahr 2020 im Vorjahresvergleich um 11.5 % auf 315.8 Mrd. Euro. Der Bund glich dieses Ein-
nahmedefizit im Wesentlichen durch Schuldenaufnahme aus, während die starken Einnahmeausfälle der 
Länder und Gemeinden zum grossen Teil durch Zuweisungen der jeweils höheren Ebene ausgeglichen 

wurden.20 Aufgrund der Coronakrise wurde für 2020 das erste Mal seit mehreren Jahren ein Bundes-

haushalt verabschiedet, der die Aufnahme hoher neuer Schulden zur Stützung der deutschen Wirtschaft 
beinhaltet. 
 
Verschuldung: Nachdem der Bund in den letzten Jahren ohne zusätzliche Schulden ausgekommen war 
und 2019 erstmals seit 2002 wieder den Referenzwert des Maastricht-Vertrages von 60 % unterschritten 
hatte, stieg der Nettokreditbedarf im Jahr 2020 aufgrund der Coronakrise und der mit ihr verbundenen 
Eindämmungsmassnahmen wieder deutlich an. Zur Finanzierung der Zusatzausgaben im Rahmen der 

Coronakrise musste 2020 ein Nettokredit von 130.5 Mrd. Euro aufgenommen werden.21 Damit wurde die 

im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse nach Jahren der Politik der „Schwarzen Null“ erstmals wie-
der ausgesetzt. Die öffentliche Verschuldung stieg 2020 gegenüber dem Vorjahr um 14.4 % auf 2'171.8 

                                                           
18 Ifo-Institut (2021): Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die globalen Leistungsbilanzsalden. 
19 Ifo-Institut (2020): Zu den globalen Leistungsbilanzen im Jahr 2019. 
20 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Presemitteilung Nr. 169 
21 Bundesministerium der Finanzen (2021): Kreditaufnahme des Bundes in Zeiten der Corona-Krise 

https://www.ifo.de/DocDL/sd-2021-digital-02-grimme-leistungsbilanzueberschuss.pdf
https://www.ifo.de/DocDL/sd-2020-02-grimme-leistungsbilanzueberschuss-2020-02-12-vorab.pdf
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2021/04/PD21_169_711.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-3-Analysen/3-1-kreditaufnahme-in-zeiten-der-corona-krise-pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=3


 

Mrd. Euro an. Das entspricht einer pro-Kopf Verschuldung von 26'128 Euro.22 Die deutsche Schulden-

quote stieg im Jahr 2020 entsprechend auf 68.9 % des BIP an. 2019 lag dieser Wert noch bei 59.6 %.23 

2021 soll die Schuldenbremse ein weiteres Mal ausgesetzt werden, um eine Neuverschuldung in der 
Höhe von 180 Mrd. Euro zu ermöglichen. Im Bundestagswahlkampf ist eine Diskussion darüber ent-
brannt, ab wann der Bund die Schuldenbremse wieder einhalten soll. 

1.1.1 Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Juli 2021 

Auch der zweite Lockdown seit November 2020 hatte für Teile der deutschen Wirtschaft schwerwiegende 
Konsequenzen. Nachdem sich die Wirtschaft in der zweiten Jahreshälfte 2020 zunächst etwas erholt 
hatte, ging die Wirtschaftsleistung im ersten Quartal 2021 gegenüber dem Vorquartal um 2.1 % zurück. 
Durch die Corona-Restriktionen wurde der private Konsum eingeschränkt, während die Warenexporte die 
Wirtschaft stützten. Im Frühjahr 2021 zeigte sich noch ein zweigeteiltes Bild: Während die Dienstleis-
tungsbereiche durch die Massnahmen zur Bekämpfung der Pandemie eingeschränkt waren, war die In-
dustriekonjunktur robust. Im April und Mai kam es im produzierenden Sektor jeweils zu leichten Produk-
tionseinbussen. Dieser Rückgang wurde hauptsächlich durch Knappheit bei Vorprodukten – v.a. Halblei-

ter und Holz – verursacht.24 Im zweiten Quartal wuchs die Wirtschaft wieder um 1.5 %. Von den weitge-

henden Öffnungsschritten nach Abflachen der Pandemie profitierte in erster Linie der Konsum. Im Ver-
gleich zum letzten Quartal vor der Coronakrise (Q4 2019) lag die Wirtschaftsleistung am Ende des zwei-

ten Quartals noch um 3.4 % niedriger.25 

 
Nachdem die Arbeitslosigkeit zu Beginn der Pandemie stark angestiegen war, hat sich der Arbeitsmarkt 
seit Juni 2020 weitgehend stabilisiert. Der Einfluss der Krise zeigt sich aber weiterhin in einem deutlichen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit gegenüber dem Vorkrisenniveau. Im Juli 2021 betrug die Zahl der Arbeitslo-
sen 2.59 Mio. (5.6 %). Die Folgen der Coronakrise belaufen sich noch auf ein Plus von etwa 316’000 
Arbeitslosen bzw. 0.7 Prozentpunkten bei der Arbeitslosenquote. Im Vergleich zum Sommer 2020 haben 

sich diese Effekte in der Zwischenzeit ungefähr halbiert.26  

 
Für das Gesamtjahr 2021 stehen die Zeichen auf wirtschaftliche Erholung. Die erfolgreiche Impfkam-
pagne und die weltwirtschaftliche Erholung verbreiten wachsende Zuversicht in der deutschen Wirtschaft. 
Die Industrie erfreut sich eines Anstiegs der Auftragseingänge und das Baugewerbe verzeichnet seit März 

2021 ebenfalls einen erneuten Aufschwung.27 Sorgen bereitet allerdings eine zunehmende Knappheit bei 

den industriellen Vorleistungsgütern sowie bei den Baumaterialien, welche die konjunkturelle Erholung 
gefährden und zu zusätzlichem Inflationsdruck führen könnte. In der zweiten Jahreshälfte ist insbeson-
dere auch aufgrund eines Basiseffektes wegen der temporären Senkung der Umsatzsteuersätze im Vor-
jahreszeitraum mit Inflationsraten von 3 % oder mehr zu rechnen. Für 2022 wird nach dem Wegfall dieser 
Sondereffekte wieder mit einer deutlich tieferen Teuerung gerechnet. 

1.1.2 Massnahmen zur Eindämmung der Auswirkungen der Coronapandemie 

Deutschland gehört im internationalen Vergleich zu denjenigen Ländern, die gemessen an der Wirt-
schaftskraft am meisten für die Stützung der Wirtschaft in der Pandemie aufwenden. Bis im November 
2020 machten die konjunkturellen Massnahmen, die Mindereinnahmen aufgrund der Abgabereduktion 
und der staatliche Garantierahmen für Unternehmen zusammen rund 40 % des BIP aus, womit Deutsch-

land im internationalen Vergleich einzig hinter Italien lag.28  

 
Den von starken Umsatzeinbussen betroffenen Unternehmen, Betrieben, Selbstständigen, Vereinen und 
Einrichtungen gewährt der Bund finanzielle Hilfen. Bereits am 23. März 2020 billigte das Bundeskabinett 
mit dem Rettungsschirm ein erstes umfassendes Gesetzespaket, das u.a. Soforthilfen für kleinere Unter-
nehmen und einen Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) umfasste. 
 
Für Soforthilfen für kleine Unternehmen, Selbstständige (bis zehn Beschäftigte) und Freiberufler konnten 
bis zum 31. Mai 2020 Anträge gestellt werden. Rund 1.8 Mio. Anträge im Volumen von etwa 13.6 Mrd. 
Euro wurden bewilligt. Zusätzlich legten viele Bundesländer eigene Hilfsprogramme auf. 
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Als Nachfolgeprogramm der Soforthilfen, die Ende Mai 2020 ausgelaufen waren, führte die Bundesregie-
rung branchenübergreifende Überbrückungshilfen für KMU in Form eines Zuschusses bei Corona-be-
dingten Umsatzrückgängen zur Deckung von Fixkosten für die Monate Juni bis August 2020 (Phase I) 
und September bis Dezember 2020 (Phase II) ein. Für die ersten beiden Phasen wurden bis Mitte April 
2021 Zahlungen in der Höhe von rund 3.8 Mrd. Euro geleistet. 
 
Am 3. Juni 2020 schnürte die Bundesregierung ein 130 Mrd. Euro schweres Konjunkturpaket.29 In der 
Folge wurde die Mehrwertsteuer im zweiten Halbjahr 2020 von 19 % auf 16 % gesenkt. Weiter sind steu-
erliche Entlastungen für Firmen, Investitionen in Klimaschutz und Digitalisierung sowie höhere Kaufprä-
mien für E-Autos vorgesehen. Fast die Hälfte der Mittel des Konjunkturpakets fliessen in Zukunftsberei-
che: Mehr als 60 Mrd. Euro stellt die Bundesregierung für Bildung, Forschung und Innovation bereit. 
 
Im Juli 2020 hat die Bundesregierung zudem ein Fünf-Punkte-Massnahmenpaket zur Stärkung der deut-
schen Exportwirtschaft verabschiedet. Das Paket zielt im Bereich der Exportkreditgarantien darauf ab, 
die Liquiditätssituation von Exporteuren und Importeuren zu verbessern, die Refinanzierungsmöglichkei-
ten von Banken im Zusammenhang mit Exportgeschäften auszuweiten und die Finanzierung von Aus-
landsgeschäften zu erleichtern. Die Bundesregierung hat das Massnahmenpaket, welches ursprünglich 

Ende Juni 2021 ausgelaufen wäre, nun bis zum 31. Dezember 2021 verlängert.30 

 
Um die Belastungen der Coronapandemie für die Sozialpartner abzufedern, hat die Bundesregierung im 
September 2020 den zu Beginn der Pandemie eingeführten erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld 

verlängert. Bis Mitte Mai 2021 beliefen sich die bewilligten Kurzarbeitergelder auf über 30 Mrd. Euro.31 

 
Um die Konsequenzen des zweiten Lockdowns seit November 2020 abzufedern, hat die Bundesregie-
rung ein Hilfspaket geschnürt, das kontinuierlich nachjustiert und erweitert wird. Den direkt und indirekt 
betroffenen Unternehmen und Selbstständigen wurden anfänglich im Prinzip bis zu 75 % des im Novem-
ber und Dezember 2019 erzielten Umsatzes erstattet. Es wurden bis Mitte April 2021 sogenannte No-
vember- und Dezemberhilfen in der Höhe von 10.4 Mrd. Euro ausgezahlt. Allen anderen Unternehmen, 
die seit November 2020 Umsatzeinbussen von mindestens 30 % erlitten haben, werden nicht rückzahl-
bare Zuschüsse zu den Fixkosten gezahlt. Dazu wurde die vorerst bis Ende September 2021 verfügbare 
Überbrückungshilfe III wiederholt ausgeweitet und angepasst. Sie kommt seit Januar 2021 auch den von 

Schliessungsentscheiden betroffenen Unternehmen zugute.32  

 
Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds, der eigentlich mit einem Volumen von bis zu 600 Mrd. Euro ausge-
stattet ist, hat bis zum 15. April 2021 in 15 Fällen Unterstützungsmassnahmen mit einem Gesamtvolumen 
von 8.47 Mrd. Euro beschlossen. Bis 1. April 2021 wurden neun Grossbürgschaften des Bundes in der 
Höhe von 2.7 Mrd. Euro bewilligt. Die Anzahl bislang beantragter Bürgschaften bei den Bürgschaftsban-
ken beträgt 8’305, davon wurden 6’542 genehmigt (Kreditvolumen 2 Mrd. Euro, Bürgschaftsvolumen 1.4 
Mrd. Euro). 
 
Ausserdem gehen Kredite von bis zu 100 Mrd. Euro an die Kreditanstalt für den Wiederaufbau (KfW) für 
Liquiditätshilfen an Firmen. Das KfW-Sonderprogramm 2020 umfasst Schnellkredite für KMU (mit mehr 
als zehn Arbeitnehmenden) ohne Kreditrisikoprüfung sowie Bürgschaften und Expressbürgschaften (bis 
max. 300’000 Euro). Bis zum 31. März 2021 wurden bei der KfW 130’164 Anträge auf Corona-Hilfe für 
Unternehmen mit einem Antragsvolumen von 64.16 Mrd. Euro gestellt, von denen 124’197 Anträge mit 

einem Volumen von 49.42 Mrd. Euro bewilligt wurden.33 

 
Aus dem von den EU-Regierungschefs beschlossenen Wiederaufbaufonds mit einem Gesamtvolumen 
von 750 Mrd. Euro wird auch Deutschland Geld erhalten. Von den nicht rückzahlbaren Zuschüssen in der 

Höhe von 390 Mrd. Euro werden insgesamt ungefähr 25.5 Mrd. Euro nach Deutschland fliessen.34  

1.2 Wirtschaftliche Probleme / Herausforderungen / Chancen 

Das Berichtsjahr stand ganz im Zeichen der Pandemie, welche Defizite bei der Digitalisierung der Wirt-
schaft und Verwaltung in den Fokus rückte, andere längerfristige Herausforderungen wie den Fachkräf-
temangel hingegen vorübergehend in den Hintergrund drängte. Das Ringen Deutschlands um seine Po-
sitionierung im eskalierenden Handelskonflikt zwischen den USA und China ging weiter und die deutsche 
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Exportwirtschaft hatte wie kaum eine andere in Europa mit den Konsequenzen des Brexit zu kämpfen. 
Obwohl kurzzeitig von der Coronapandemie und ihren Auswirkungen verdrängt, gewann das Thema 
Nachhaltigkeit, insbesondere die deutsche Energiewende, im Berichtsjahr an Bedeutung. Auch die Nach-
haltigkeit von Lieferketten gab im politischen Berlin viel zu reden. In der Folge wird auf diese unterschied-
lichen Themen vertieft eingegangen. 

1.2.1 Verunsicherung im Aussenhandel: Handelsstreit USA-China und Brexit 

Die enge aussenwirtschaftliche Verflechtung der deutschen Wirtschaft ist einerseits eine Stärke, an-
dererseits in geopolitisch turbulenten Zeiten auch eine Quelle erhöhter Unsicherheit. Deutschland ist ein 
wichtiger Handels- und Investitionspartner sowohl der Vereinigten Staaten als auch Chinas. Betrachtet 
man allein den Warenhandel, liegt China auf Rang 1 der wichtigsten Aussenhandelspartner. Berücksich-
tigt man allerdings die umfassenderen Leistungsbilanzdaten, die neben dem Waren- auch den Dienst-
leistungshandel sowie im Ausland erzielte Kapitalerträge beinhalten, liegen die USA klar vor China auf 
dem ersten Rang der wichtigsten Wirtschaftspartner Deutschlands. Die gesamten Leistungsbilanzzu-
flüsse aus den USA betrugen im Jahr 2019 207 Mrd. Euro. Dahinter folgen gleichauf China und das Ver-

einigte Königreich mit 132 Mrd. Euro, auf Rang 4 die Schweiz mit 98 Mrd. Euro.35 Deutsche Unternehmen 

sind sowohl in den USA als auch in China stark präsent. Bereits heute erzielen die Automobilhersteller 
BMW, Daimler und VW, der Halbleiterhersteller Infineon sowie der Sportartikelkonzern Adidas mehr als 
jeden fünften Euro Umsatz in China. Die USA sind gleichzeitig weiterhin die wichtigste Destination deut-
scher Direktinvestitionen. 
 
Vor diesem Hintergrund steht Deutschland vor der Herausforderung, sich im Spannungsfeld zwischen 
den beiden Hegemonialmächten USA und China zu positionieren. Einerseits bildet man mit den USA 
traditionell eine transatlantische Wertegemeinschaft, andererseits sind europäische Unternehmen stark 
in China investiert und ist das Reich der Mitte ein wichtiger Absatzmarkt und Produktionsstandort. Ethi-
sche Bedenken aufgrund der Menschenrechtslage in den chinesischen Provinzen Xinjiang und Tibet so-
wie der Einschränkung der Bürgerrechte in Hongkong stellen die deutsche – genau wie die gesamteuro-
päische – Wirtschaftspolitik vor grosse Herausforderungen hinsichtlich der Gestaltung von Wertschöp-
fungsketten und der Weiterentwicklung internationaler Handelsregeln. Eine partielle wirtschaftliche Ent-
flechtung zwischen einem chinesisch und einem US-dominierten Wirtschaftsblock droht die deutsche 
Wirtschaft vor grosse Probleme zu stellen. 
 
Deutschland bemüht sich traditionell um eine pragmatische europäische Wirtschaftspolitik gegenüber 
China. Die überraschende Einigung auf ein umfassendes Investitionsabkommen zwischen China und 
der EU von Ende Dezember 2020 kam nicht zuletzt aufgrund des persönlichen Engagements von Bun-
deskanzlerin Merkel während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft zustande. Eine Ratifikation des Ab-
kommens ist wegen des Streits um chinesische Menschenrechtsverletzungen jedoch in einige Ferne ge-
rückt.  
 
Grosse Hoffnungen sind hingegen mit der Wahl des neuen US-Präsidenten Joe Biden verbunden. Die 
Vorgängerregierung unter Präsident Trump nahm Anstoss am bedeutenden Warenhandelsüberschuss 
Deutschlands gegenüber den USA und drohte mit Strafzöllen auf deutsche Autos und andere deutsche 
Exportgüter. Dabei liess sie ausser Acht, dass gerade deutsche Automobilhersteller in ihren Produktions-
stätten in den USA Zehntausende von US-Industriearbeitsplätzen anbieten. Die neue US-Administration 
dürfte vom Fokus auf die Handelsbilanz abrücken und dank massiven stimulierenden Massnahmen für 
die heimische Wirtschaft auch den Export deutscher Industriegüter in die USA ankurbeln. Das Festhalten 
an «Buy American»-Regeln im öffentlichen Beschaffungswesen sowie Antidumpingzöllen auf gewisse 
Stahl- und Aluminiumerzeugnisse stellen deutsche Firmen auf dem US-Markt jedoch weiterhin vor Prob-
leme. 
 
In Grossbritannien waren 2018 rund 2'300 deutsche Unternehmen mit ca. 439'000 Mitarbeitenden aktiv.36 

Der Brexit hat für die deutsche Wirtschaft denn auch schwere Folgen. Die britische Volkswirtschaft blieb 
im Jahr 2020 für die deutschen Exporteure zwar der fünftwichtigste Absatzmarkt, die Exporte gingen 
jedoch auf 67 Mrd. Euro zurück (- 15.5 % gegenüber 2019). Es handelt sich dabei um eine längerfristige 
Entwicklung, die im Jahr des Brexit-Referendums 2016 einsetzte. Im Jahr vor der Abstimmung hatten die 
Exporte noch 89 Mrd. Euro betragen. In der Rangliste der wichtigsten deutschen Warenhandelspartner 
fiel das UK 2020 um einen Rang auf Platz 8 zurück und liegt nun leicht hinter der Schweiz. 
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Unmittelbar nach dem Ausscheiden des UK aus dem EU-Binnenmarkt und der Zollunion im Januar 2021 
brachen die deutschen Exporte gegenüber dem Vorjahresmonat um 30 % erneut ein. Dabei spielte neben 
dem Brexit auch die Pandemie eine wichtige Rolle.37 Als unmittelbare Konsequenz des Brexit kündigten 
verschiedene Logistikunternehmen an, bis auf Weiteres keine Sendungen ins UK mehr entgegenzuneh-
men. Als Grund gaben sie an, dass die neu notwendigen Formulare oft falsch ausgefüllt worden seien, 

was zu einer Überlastung der mit den Zollformalitäten betrauten Mitarbeitenden geführt habe.38 Der Bun-

desverband der Deutschen Industrie geht davon aus, dass die Lieferschwierigkeiten ins UK bis zur Jah-

resmitte 2021 anhalten dürften.39 

1.2.2 Neue Rahmenbedingungen durch die deutsche Energiewende 

Auch die deutsche Energiewende, welche seit 2019 mittels der neuen Klimagesetzgebung umgesetzt 
wird, und der daraus resultierende Ausstieg aus der Atom- und Kohleverstromung fordern die Wirtschaft. 
Mit der Energiewende hat sich Deutschland das ambitionierte Ziel gesetzt, eine grundlegende Umstellung 
der Energieversorgung – weg von nuklearen und fossilen Brennstoffen und hin zu regenerativen Energien 
– zu vollziehen. 
 
Im Oktober 2019 legte die Bunderegierung das Klimaschutzprogramm 2030 vor, das im Rahmen des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes umgesetzt werden muss. Der Deutsche Bundestag hat am 24.06.2021 das 
erste Gesetz zur Änderung des Klimaschutzgesetzes angenommen. Nach einer Rüge durch das Bun-
desverfassungsgericht vom 24.03.2021 konkretisiert die Bundesregierung ihre Klimaziele nach 2030. Die 
Rüge bezog sich insbesondere auf den Schutz der künftigen Generationen, die übermässig belastet zu 
werden drohten. Es müssen daher frühzeitige, transparente Massnahmen im Gesetz festgelegt werden, 
welche die Minderungsziele von Treibhausgasen über das Jahr 2030 hinaus regeln. Entsprechend ver-
schärfte die Bundesregierung nun die nationalen Klimaziele: Klimaneutralität soll bis 2045, statt wie zuvor 
geplant bis 2050, erreicht werden. Das neue deutsche Klimaziel für 2030 (Reduktion um 65 %) berück-
sichtigt auch das neue höhere EU-Klimaziel für 2030, auf das sich die Mitgliedstaaten unter deutscher 
Ratspräsidentschaft Ende 2020 verständigt hatten. Im Zentrum der Klimapolitik stehen die sechs Sekto-
ren Energiewirtschaft, Industrie, Gebäude, Abfall, Verkehr und Landwirtschaft. Für jeden Bereich gibt es 
festgelegte Obergrenzen für die jeweilige jährliche Jahresemissionsmenge. Diese wurden im neuen Ge-
setzesentwurf für die Jahre 2023 bis 2030 weiter gesenkt. Die Bundesregierung erwartet vom Energie-
sektor und der Industrie bis 2030 den grössten Beitrag – das sind dann auch die Sektoren mit den höchs-

ten Emissionen.40 

 
Auf dem Sorgenbarometer deutscher Industrieunternehmen weit oben stehen die im internationalen Ver-
gleich hohen Strompreise. In Deutschland machen Energiebeschaffung, Vertrieb und die Marge der 
Energiekonzerne nur rund ein Viertel des Strompreises aus. Der Rest setzt sich aus staatlich veranlassten 
Steuern, Abgaben und Umlagen zusammen. Allerdings werden energieintensive, im internationalen Wett-
bewerb stehende Unternehmen von einem Grossteil dieser Abgaben befreit und zahlen einen Strompreis, 
der sich dem europäischen Durchschnitt zumindest annähert. Im Vergleich zahlen kleinere Betriebe und 
die Haushalte einen um ein Mehrfaches höheren Strompreis, der zu einem beträchtlichen Teil auf die 
sog. EEG-Umlage zurückzuführen ist, mit der die Kosten für den Aufbau von Stromerzeugungskapazitä-
ten aus erneuerbaren Energiequellen gedeckt werden. Diese Umlage macht mehr als 20 % der Strom-
kosten der privaten Haushalte aus und im Falle eines kleineren Industrieunternehmens kann dieser Anteil 
sogar 40 % betragen. Die Bundesregierung hatte mit dem Klimaschutzprogramm 2030 beschlossen, ei-
nen Teil der EEG-Förderkosten aus Haushaltsmitteln zu finanzieren und den Strompreis so zu entlasten. 
Seit Anfang 2021 fliesst deshalb ein Teil der Einnahmen aus der CO2-Abgabe auf Brennstoffe in den 
Bereichen Wärme und Verkehr in den Umbau der Energieerzeugungsinfrastruktur und wird über eine 
Senkung der EEG-Umlage an die Bevölkerung zurückerstattet. Zusätzlich wurden im Corona-Konjunk-
turpaket vom Juni 2020 11 Mrd. Euro für das EEG-Konto bereitgestellt, da dieses aufgrund eines Ein-
bruchs der Stromnachfrage in der Pandemie stark belastet zu werden drohte. Mittelfristig besteht die 
Herausforderung für die deutsche Energiepolitik darin, die Stromkosten durchgehend zu senken, um zu-
sätzliche Anreize für einen Umstieg auf strombasierte Anwendungen wie Wärmepumpen oder Elektro-

mobilität zu schaffen.41 

 
Bei der Dekarbonisierung der Industrie sowie von gewissen Anwendungen im Transportbereich (insbe-
sondere im Flugverkehr und beim Langstrecken-Gütertransport auf der Strasse) wird aus erneuerbaren 
Energien produziertem (sog. «grünem») Wasserstoff eine wichtige Rolle zugeschrieben. Die Bundesre-
gierung hat sich in ihrer im Juni 2020 publizierten Wasserstoffstrategie zum Ziel gesetzt, bis 2050 nur 
noch Wasserstoff aus erneuerbaren Energien zu verwenden. Im Inland sieht man sich jedoch mit der 

                                                           
37 Tagesschau.de (2021, 2. März): Exporte nach Großbritannien brechen ein.  
38 Handelsblatt.de (2021, 13. Januar). Schenker nimmt vorerst keine neuen Sendungen nach Großbritannien an. 
39 Handelsblatt.de (2021, 31. Januar). Industrie sieht erhebliche Störungen im Warentransport mit Großbritannien. 
40 Bundesministerium für Umwelt (2021): Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes. 
41 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2020): Strompreise: Neue Wege bei der Finanzierung 

https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/klimaschutzprogramm_2030_umsetzung_klimaschutzplan.pdf
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/exporte-grossbritannien-101.html
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/handel-konsumgueter/logistik-schenker-nimmt-vorerst-keine-neuen-sendungen-nach-grossbritannien-an/26796552.html?ticket=ST-2792741-2epnedsCofuUvTwpMuwu-ap4
https://www.handelsblatt.com/politik/international/brexit-folgen-industrie-sieht-erhebliche-stoerungen-im-warentransport-mit-grossbritannien/26868558.html
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/19._Lp/ksg_aendg/Entwurf/ksg_aendg_bf.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2020/12/kapitel-1-2-im-fokus-was-kostet-der-strom-2020.html


 

Herausforderung konfrontiert, dass die zusätzlich verfügbaren Mengen erneuerbarer Energien nicht aus-
reichen werden, um rasch Elektrolysekapazitäten zu schaffen, die den gesamten Wasserstoffbedarf 
Deutschlands decken könnten. Die Strategie schliesst die Wasserstofferzeugung aus Erdgas mit geolo-
gischer CO2-Speicherung (CCS) in Deutschland zwar aus, hält sich aber die Import-Option als „Brücken-
technologie“ offen. Für die nächsten Jahre wird ein deutlicher Anstieg der Wasserstoffeinfuhren aus Län-
dern mit günstigeren Produktionsbedingungen für Wasserstoff innerhalb und ausserhalb Europas erwar-

tet.42  

 
Die Bundesregierung verabschiedete am 23. September 2020 die Novelle des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG-Novelle 2021). In der Vorlage wird das Ziel festgeschrieben, dass der gesamte in 
Deutschland verbrauchte und produzierte Strom bis 2050 klimaneutral sein soll. Bis 2030 sollen 65 % des 
in Deutschland verbrauchten Stroms aus erneuerbaren Quellen stammen. Die Leistung aller Solaranla-
gen soll auf 100 Gigawatt, diejenige der Onshore- und Offshore-Windkraft auf 71 respektive 20 GW stei-
gen. Mit der Reform soll das Nord-Süd-Gefälle beim Ausbau der erneuerbaren Energien, insbesondere 
im Bereich der Windenergie, behoben werden. Für eine verbesserte regionale Steuerung und damit für 
eine erleichterte Integration in das Stromversorgungssystem und eine Reduzierung der Systemkosten 
werden „Südquoten“ in den Ausschreibungen eingeführt. Die Südquote für die Förderung von Windener-
gieanlagen an Land beträgt 15 % in den Jahren 2021 bis 2023 und 20 % ab dem Jahr 2024. Damit werden 
Standorte begünstigt, an denen der Wind weniger stark bläst als im windigen Norden des Landes. Die 
Südquote für Biomasseanlagen beträgt 50 %. Der Bundestag hat das Gesetz am 17. Dezember 2020 
verabschiedet. Es trat zum Jahreswechsel 2020/2021 in Kraft und wurde Ende April 2021 von der EU-
Kommission beihilferechtlich genehmigt. Die Kommission hat zu einzelnen Regelungen des EEG 2021, 
beispielsweise der Regionalisierung der Erneuerbare-Energien-Förderung durch Südquoten, noch ver-
tieften Prüfbedarf angemeldet und diese noch nicht genehmigt. 
 
Der Bundestag stimmte am 3. Juli 2020 einem Gesetzesentwurf der Bundesregierung betreffend das 
Ende der Kohleverstromung und Kohleförderung in Deutschland zu. Grundlage des Gesetzesent-
wurfs waren die Empfehlungen der von der Bundesregierung eingesetzten unabhängigen Kohlekommis-
sion.43 Das Gesetz sieht vor, dass bis spätestens 2038 schrittweise alle Braunkohle- und Steinkohlekraft-
werke abgeschaltet werden. Bereits bis 2022 sollen Braun- und Steinkohlekraftwerke mit einer Leistung 
von 12.5 Gigawatt (GW) stillgelegt werden, sodass die Gesamtleistung von heute mehr als 42 GW auf 
dann 15 GW Braun- und 15 GW Steinkohle reduziert wird. Da im Jahr 2022 zudem auch der letzte Atom-
meiler abgeschaltet wird, müssen die Anstrengungen, den Ökoenergie-Anteil zu erhöhen, erheblich ge-
steigert werden. Die Bundesregierung unterzeichnete im Februar 2021 mit den Kohlekraftwerksbetreibern 
einen Vertrag, der diesen Entschädigungen in der Höhe von 4.35 Mrd. Euro zusichert. Im Gegenzug er-
klären die Betreiber einen umfassenden Klageverzicht, sowohl vor nationalen Gerichten als auch vor 
internationalen Schiedsgerichten.  
 
Parallel zum Kohleausstieg hat der Bundestag das Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen beschlos-
sen. Wie von der Kohlekommission vorgesehen, sollen die vom Kohleausstieg betroffenen Bundesländer 
(Nordrhein-Westfalen, Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt) bis 2038 rund 40 Mrd. Euro Finanz-
hilfen zur Unterstützung im Strukturwandel erhalten. Diese Gelder sollen zusätzlich zu bisherigen Bun-
desmitteln verteilt werden. Von den 40 Mrd. Euro sollen 26 Mrd. Euro in Forschungs- und Förderpro-
gramme, Infrastrukturmassnahmen (Ausbau von Autobahnen, Bundesbahnen und Bahnstrecken, Ansie-
delung von Behörden und Forschungseinrichtungen) sowie die Ansiedlung von Bundeseinrichtungen in 
den betroffenen Gegenden fliessen. Für diese Regionen stellt der Kohleausstieg damit auch eine Chance 
für eine Neuausrichtung dar. Generell belastet eine unzureichende Infrastruktur in verschiedenen Berei-
chen (Glasfasernetz, Bahn, Strassen, marode Autobahnbrücken) die Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands. 
 
Zur Umsetzung der Energiewende sind bis 2050 Investitionen von bis zu 550 Mrd. Euro erforderlich. Eine 
halbe Billion entspricht jährlichen Zusatzinvestitionen in Höhe von bis zu 15 Mrd. Euro oder 0.5 % des 
BIP. Die energieintensiven Industrien befürchten, den Grossteil der Kosten der Umstellung auf erneuer-
bare Energien bzw. deren Förderung schultern zu müssen. Die totalen Kosten dürften in Anbetracht der 
Verschärfungen der Klimaziele tendenziell noch steigen. Die Bundesregierung geht gegenüber dem Kli-
maschutzgesetz 2019 für die Treibhausgasminderungspflichten von zusätzlichen Gesamtkosten für die 

Volkswirtschaft für die Jahre 2023 bis 2035 von rund 12.8 Mrd. Euro aus.44 Zusätzlich zum Beschluss 

des neuen Klimaschutzgesetzes hat die Bundesregierung ein Sofortprogramm angekündigt, mit dem sie 
die Umsetzung der neuen Klimaschutzziele für die verschiedenen Sektoren unterstützen wird. Dies soll 
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mit ergänzender Förderung im Umfang von bis zu 8 Mrd. Euro (schwerpunktmässig in den Bereichen 

Gebäude, Industrie und Verkehr) geschehen.45 

1.2.3 Digitalisierung / Künstliche Intelligenz 

Die Unternehmen sehen sich nicht nur in Bezug auf Klimafragen mit neuen Anforderungen konfrontiert, 
sondern auch auf die Digitalisierung. Dabei geht es um den Strukturwandel insgesamt, die Anpassung 
von Unternehmensprozessen ebenso wie um das Arbeitsumfeld, um die digitale Bildung in Schulen und 
berufsbegleitende Qualifizierungsangebote. In der letzten Wahlperiode wurde im Koalitionsvertrag die 
«digitale Agenda» verankert. Diese wurde in der laufenden Wahlperiode durch die Umsetzungsstrategie 
Digitalisierung46 konkretisiert. Sie fungiert als Dach für alle Digitalisierungsprojekte der Bundesregierung 
und ist in viele weitere Teilstrategien gegliedert. Die wichtigsten Themenfelder der Strategie sind digitale 
Souveränität, der Ausbau der IT-Infrastruktur, Künstliche Intelligenz, IT-Sicherheit, Datenschutz, Digitali-
sierung in Bildung und Verwaltung sowie Digitalisierung und Nachhaltigkeit. Allerdings hat sich gerade in 
der Pandemie gezeigt, dass in vielen Schulen grosse Digitalisierungsdefizite vorhanden sind. In einer 
Umfrage des Digitalverbands bitkom forderten 83 % der Eltern zusätzliche Digital-Investitionen in deut-

schen Schulen.47 

 
Einer der bedeutendsten Teile der Umsetzungsstrategie Digitalisierung ist die Datenstrategie der Bun-

desregierung, die am 27. Januar 2021 mit rund 240 Massnahmen vom Kabinett beschlossen wurde.48 

Die Fertigstellung der Strategie war ursprünglich für den Sommer 2020 vorgesehen gewesen, verzögerte 
sich jedoch aufgrund der Coronakrise. Zentrales Element der Strategie ist das 2019 lancierte Dateninfra-
strukturprojekt GAIA-X49: Zusammen mit Frankreich will Deutschland eine europäische Dateninfrastruktur 
etablieren, um die Abhängigkeit von amerikanischen und chinesischen Anbietern im Bereich der unter-
nehmenskritischen Cloud-Infrastruktur zu verringern und die digitale Souveränität in Europa zu stärken. 
Als Gründungsmitglieder aus der deutschen Privatwirtschaft sind u.a. Schwergewichte wie BMW, Sie-
mens, Bosch und die Deutsche Telekom dabei. Heute sind mehr als 300 Unternehmen an dem Projekt 
beteiligt und mehrere 100 weitere haben sich um eine Teilnahme beworben. Langfristig sollen private 
Unternehmen das Projekt jedoch möglichst selbstständig betreiben und staatliche Akteure lediglich eine 
untergeordnete Rolle einnehmen. Acht weitere europäische Länder haben nationale GAIA-X-Hubs ein-
gerichtet, um zu diesem dezentralen Infrastruktursystem beizutragen. Derzeit laufen Gespräche zwischen 
dem Bundeswirtschaftsministerium und der Schweiz, um sich an der Entwicklung dieses Projekts zu be-
teiligen, insbesondere durch einen nationalen Schweizer Hub. 
 
Ein weiterer Bestandteil der Umsetzungsstrategie Digitalisierung ist die Strategie Künstliche Intelligenz. 
Für deren Implementierung hatte die Bundesregierung in einem ersten Schritt 3 Mrd. Euro zur Verfügung 
gestellt, welche im Rahmen des Corona-Konjunkturpakets auf 5 Mrd. Euro erhöht wurden. Wichtige Eck-
punkte der Strategie sind die Schaffung von KI-Professuren an Universitäten und das KI-Trainerpro-
gramm, welches KMU mithilfe von Workshops für das Thema KI sensibilisiert. Im März 2020 wurde zudem 
das Deutsche Observatorium für Künstliche Intelligenz in Arbeit und Gesellschaft (KI-Observatorium) 
lanciert, das die Anwendung Künstlicher Intelligenz im Gesellschafts-, Arbeits- und Wirtschaftsleben be-
obachten und weiterentwickeln sowie Handlungsempfehlungen für deren verantwortungsvolle Nutzung 
formulieren soll. Anfang Dezember 2020 publizierte die Bundesregierung eine Fortschreibung der KI-
Strategie, wobei die Schwerpunkte auf der Ausbildung und Bindung von KI-Fachkräften, der Stärkung 
und Sichtbarmachung international führender Forschungsstrukturen und dem Transfer von Resultaten 
aus der Wissenschaft in die Anwendung liegen. Zudem stehen insbesondere die Themen Pandemiebe-
kämpfung, Nachhaltigkeit, insbesondere Umwelt- und Klimaschutz sowie internationale und europäische 
Vernetzung im Zentrum neuer Initiativen. 
 
Ein weiterer Fokus der Umsetzungsstrategie Digitalisierung ist der Ausbau der IT-Infrastruktur. Erste 
5G-Mobilfunknetze stehen zwar seit Juli 2019 bereit, sind jedoch noch längst nicht grossflächig ausgebaut. 
Umstritten war, inwiefern sich der chinesische Anbieter Huawei am Ausbau beteiligen darf. Am 21. April 
2021 verabschiedete die Bundesregierung das neue IT-Sicherheitsgesetz. Paragraf 9, der sogenannte 
Misstrauensparagraph, sieht nun vor, dass Unternehmen neben der technischen auch auf die politische 
Vertrauenswürdigkeit geprüft werden. Die Beteiligung von Huawei wird dadurch erheblich erschwert.  
 
Die Federführung für den 5G-Ausbau liegt beim Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI).50 Mit staatlichen Investitionen werden insbesondere der Ausbau von Gigabitnetzen auf Glasfa-
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serbasis und die Verbesserung der digitalen Infrastruktur an Schulen unterstützt. Der Finanzhaushalts-
plan 2021 sieht für die Förderung von 5G respektive 6G ein Budget in Höhe von 200 Mio. Euro vor. Im 
April 2021 kündigte das Bundesforschungsministerium an, einen 700 Mio. Euro schweren Fonds bis 2025 
für die Entwicklung von 6G in Deutschland aufzulegen. Dies steht im Einklang mit der Politik der Stärkung 
der technologischen Souveränität der EU. 

1.2.4 Bekämpfung des Fachkräftemangels  

Eine nach wie vor grosse Herausforderung für die deutsche Wirtschaft ist der Fachkräftemangel. Laut 
dem Fachkräftemonitoring wird in Zukunft aufgrund des demografischen Wandels und der zunehmenden 
Digitalisierung des Arbeitsmarktes verstärkt mit einem Fachkräfteparadox zu rechnen sein: D.h. Fach-
kräftemangel in einigen Branchen und Regionen, aber gleichzeitig auch Jobabbau in anderen Branchen 
und Regionen. Fachkräfteengpässe in den kommenden 10 bis 20 Jahren zeigen sich weiterhin in den 
Berufsfeldern Gesundheit und Pflege, in einigen technischen Berufsfeldern und einzelnen Handwerksbe-
rufen.51 
 
Schon heute leisten Fachkräfte aus dem europäischen Ausland im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
einen wichtigen Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und tragen wesentlich zu ei-
ner Entspannung der Fachkräftesituation bei. Zusätzlich dazu rücken Brasilien, Mexiko, die Philippinen 
oder der Kosovo als Herkunftsländer in den Fokus. Die Fachkräftestrategie umfasst entsprechend drei 
Säulen: Die inländischen, die europäischen und die internationalen Fachkräfte- und Beschäftigungspo-
tenziale. Der Fokus in der Umsetzung der Fachkräftestrategie liegt dabei auf dem Inland. Neben Mass-
nahmen im Bereich der Ausbildung, Qualität der Arbeit und Vereinbarkeit von Familie und Beruf bildet die 
Qualifizierung und Weiterbildung der jetzt im Berufsleben stehenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer einen Schwerpunkt. Anknüpfend an das vielfältige Weiterbildungsengagement der Betriebe und die 
Motivation der Beschäftigten soll eine neue Weiterbildungskultur in Deutschland etabliert werden. 
 
Eine weitere Komponente im Kampf gegen den Fachkräftemangel ist die Nationale Weiterbildungsstra-
tegie, die am 12. Juni 2019 vorgestellt wurde. Die Strategie hat zum Ziel, alle Weiterbildungsprogramme 
des Bundes und der Länder zu bündeln, sie entlang der Bedarfe der Beschäftigten und der Unternehmen 
auszurichten und eine neue Weiterbildungskultur zu etablieren. Arbeitssuchende sollen im Wandel der 
Arbeitswelt neue Chancen auf Beschäftigung bekommen, Arbeitnehmende dabei unterstützt werden, ihre 
Beschäftigungstätigkeit zu erhalten und Unternehmen dabei geholfen werden, ihren Fachkräftebedarf zu 
sichern. Auf Grundlage des Qualifizierungschancengesetzes, welches am 18. Dezember 2018 verab-
schiedet wurde, erhalten Beschäftigte zudem ein verbindliches Recht auf Weiterbildungsberatung durch 
die Bundesagentur für Arbeit. Wenn Unternehmen und ihre Mitarbeitenden als Folge des digitalen Struk-
turwandels Weiterbildungsbedarf haben, beinhaltet das Gesetz zudem Zugang zur Weiterbildungsförde-

rung, die unabhängig von Qualifikation, Lebensalter und Betriebsgrösse ist.52 

 
Das im März 2020 in Kraft getretene Fachkräfteeinwanderungsgesetz ist ein zusätzlicher wichtiger 
Baustein, um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken. Sein Fokus liegt auf der Gewinnung von aus-
ländischen Fachkräften mit qualifizierter Berufsausbildung. Zur Ausbildungsplatzsuche darf nur einreisen, 
wer nicht älter als 25 Jahre ist, gut Deutsch spricht und einen Schulabschluss vorweisen kann, der zum 
Hochschulzugang berechtigt. Eine erste Bilanz im März 2021 fiel positiv aus: Trotz Pandemie wurden 

zwischen März und Dezember 2020 bereits 30’000 Visa für Fachkräfte und Auszubildende erteilt.53 Das 
ebenfalls in diesem Zusammenhang relevante Beschäftigungsduldungsgesetz54 zielt darauf ab, dass 
abgelehnte, aber seit mindestens 12 Monaten geduldete Asylsuchende, die ihren Lebensunterhalt selber 
sichern und gut integriert sind, einen 30-monatigen Aufenthaltsstatus erhalten. Voraussetzung ist u.a., 
dass sie mindestens 18 Monate in Vollzeit (mind. 35 Std./Woche) gearbeitet haben, nicht wegen einer 
Straftat verurteilt sind, ihre Identität wahrheitsgemäss nachweisen können und ausreichend Deutsch 
sprechen. 

1.2.5 Förderung von Schlüsselindustrien 

Wie eingangs dargelegt, ist die deutsche Industrie aufgrund der Energiewende und der Digitalisierung 
einer tiefgreifenden strukturellen Veränderung ausgesetzt. Da das produzierende Gewerbe mit einem 
Anteil am BIP von 22.9 % im Jahr 2020 weiterhin eine bedeutende Grösse in der deutschen Wirtschaft 
darstellt, will Wirtschaftsminister Altmaier diese fit für die Zukunft machen. Zu diesem Zweck legte er im 
Februar 2019 die Nationale Industriestrategie 203055 vor. Um die prominente Stellung der Industrie in 
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der Wirtschaft auch in Zukunft zu erhalten, schlägt Altmaier die Schaffung von geschlossenen Wertschöp-
fungsketten im Land, den Aufbau von «nationalen und internationalen Champions» sowie einer staatli-
chen Beteiligung vor, um ausländische Investitionen in Schlüsselunternehmen zu vermeiden. Auf diese 
Weise soll eine schrittweise Erhöhung des Industrieanteils am BIP auf 25 % erreicht werden. Mit Mass-
nahmen wie der Förderung von Wertschöpfungsketten in Deutschland sowie der Interventionsmöglichkeit 
bei ausländischen Investitionsabsichten sollen dem Staat Instrumente in die Hand gegeben werden, um 
vermehrt in die Wirtschaft einzugreifen und übergeordnete nationale Interessen zu verfolgen. 
 
Deutschland setzt bei der Stärkung seiner Wirtschaft stark auf die europäische Karte und hat sich der 
traditionell dirigistischeren französischen Position angenähert. Eine Reihe von strategisch wichtigen Bran-
chen soll verstärkt gefördert werden. Dazu zählen neben der Batteriezellenforschung unter anderem auch 
Mikroprozessoren oder das Projekt zum Aufbau einer sicheren Dateninfrastruktur in Europa, GAIA-X. 
Firmen aus diesen Branchen sollen im Rahmen der Important Projects of Common European Interest 
(IPCEI) mit milliardenschweren Anreizpaketen dazu gebracht werden, ihre Wertschöpfung weiterhin in 
Europa stattfinden zu lassen. Dabei sollen die Fördergelder jedoch stets nur «einen Bruchteil» der priva-
ten Investitionen ausmachen. Wirtschaftsminister Altmaier definiert diese Politik folgendermassen: «Un-
sere neue Industriepolitik verbindet die staatliche Unterstützung für Innovationen mit einer marktwirt-
schaftlichen Umsetzung durch private Unternehmen. Anders gesagt: «Wir fördern private Investitionen, 

ersetzen sie aber nicht.»56 Dabei richtet sich der Blick gegen Osten. Europa müsse dem sich rasch von 

der Pandemie erholenden und nach wirtschaftlicher Unabhängigkeit strebenden China Paroli bieten kön-
nen. Deutschland hofft in diesem Zusammenhang, mit der neuen US-Administration den Streit über die 
Subventionen für die Luftfahrtkonzerne Airbus und Boeing beizulegen, auch um die beiden Luftfahrtgi-
ganten gegen die drohende Konkurrenz des chinesischen Comac-Konzerns zu wappnen. 
 
Die Automobilherstellung ist seit jeher ein Schlüsselsektor der deutschen Industrie und nimmt als 
grösste Branche des verarbeitenden Gewerbes sowohl realwirtschaftlich als auch in der öffentlichen 
Wahrnehmung eine zentrale Rolle im Wirtschaftsleben der Bundesrepublik ein. Seit 2018 kämpft die Au-
toindustrie dabei an verschiedenen Fronten, um ihre Prosperität auch in Zukunft sichern zu können, und 
entwickelt sich laut des Kieler Instituts für Weltwirtschaft (IfW) immer mehr zu einem «Klumpenrisiko»57 
für die deutsche Industrie. Neben kurzfristigen pandemiebedingten Schwierigkeiten kommen längerfris-
tige Herausforderungen hinzu, denen die Automobilindustrie gegenübersteht: Um die Zwischenziele 
der deutschen Klimastrategie bis 2030 zu erreichen, ist ein hoher Anteil an Elektroautos und ein Wechsel 
auf weitere alternative Antriebsarten notwendig. Zudem durchläuft auch die Autoindustrie eine Phase der 
beschleunigten Digitalisierung (bspw. Vernetzung von Fahrzeugen). Die damit verbundenen Forschungs- 
und Anpassungsanstrengungen treiben die Kosten bei den Herstellern in die Höhe. Konkurrenz erwächst 
den deutschen Autoherstellern durch technisch versierte Firmen wie Tesla oder gar branchenfremde 
Grossunternehmen wie Google, Microsoft, Huawei und Sony. Tesla erstellt im brandenburgischen Grün-
heide eine eigene Gigafactory mit 10'000 Beschäftigten und einer Produktionskapazität von bis zu 
500'000 Elektrofahrzeugen pro Jahr, die Ende 2021 eröffnet werden soll. Von dieser Ansiedlung verspre-
chen sich das Land Brandenburg und der Grossraum Berlin Impulse für die Stärkung der industriellen 
Basis in wichtigen Zukunftsbranchen wie der Batteriezellenfertigung. 
 
Die neue Konkurrenz hat in der deutschen Automobilindustrie dabei durchaus zu einer Beschleunigung 
der Innovationsbestrebungen geführt. So hat etwa der Volkswagen-Konzern angekündigt, bis 2030 in 
Europa sechs Batteriezellenfabriken bauen zu wollen, um von asiatischen Produktionsstätten unabhän-
giger zu werden. In den Werken soll die neue VW-Einheitsbatterie hergestellt werden, die in bis zu 80 % 

der elektrischen Fahrzeuge des Konzerns verbaut werden soll.58 VW mit seiner grossen Erfahrung in der 

Automobilherstellung und soliden Kapitalbasis gilt mittlerweile als der wichtigste Konkurrent von Tesla um 
die Vorherrschaft im Zukunftsmarkt der Elektrofahrzeuge. 
 
Der Transformationsprozess der Branche wird von der Politik eng begleitet. Zuletzt kamen im November 
2020 sowie im März 2021 Kanzlerin Angela Merkel und mehrere Minister, Vertreterinnen und Vertreter 
der Bundesländer, der Automobilbranche sowie von Verbänden und Gewerkschaften zusammen, um im 
Rahmen der Spitzengespräche der Konzertierten Aktion Mobilität («Autogipfel») über die Transforma-
tion der Autoindustrie zu diskutieren. Dabei geht es um den digitalen und ökologischen Wandel der an-

geschlagenen Branche.59 Im Vorfeld des Treffens im November verständigte sich die Regierung auf ein 

Hilfspaket in Höhe von rund 3 Mrd. Euro, um diesen voranzutreiben. Die Bundesregierung verlängerte 
zudem die Erhöhung der im Sommer beschlossenen Kaufprämie für E-Autos auf 6’000 Euro bis 2025 
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(anstatt bis Ende 2021) und plant ein nationales Flottenerneuerungsprogramm für Lastwagen. Sie will die 
Arbeiten am Datenraum Mobilität weiter zügig vorantreiben. Dieser soll die Rahmenbedingungen für den 
Austausch von Mobilitätsdaten festschreiben und dadurch neue nutzerfreundliche, nachhaltige und be-
zahlbare Mobilitätsangebote ermöglichen sowie die Datensouveränität sicherstellen. Bis zum 1. Oktober 
2021 soll dieser Datenraum in Form einer gemeinnützigen GmbH seinen Regelbetrieb starten. Ziel ist, 
die Innovationskraft entlang der gesamten Wertschöpfungskette voranzutreiben. Zudem sollen Weiterbil-
dungsmassnahmen für die Belegschaft auch von kleinen und mittleren Automobilzulieferbetrieben unter-
stützt werden: Das bereits bestehende Bundesprogramm "Aufbau von Weiterbildungsverbünden" soll 
ausgebaut und das neue Bundesprogramm "regionale Qualifizierungscluster" lanciert werden. Bis 2024 
stellt die Bundesregierung Mittel in Höhe von bis zu 5.5 Mrd. Euro für den Ausbau der nationalen Elekt-
roladeinfrastruktur zur Verfügung. Schliesslich legte das Bundeskabinett im Februar 2021 einen Entwurf 
zum autonomen Fahren vor. Ziel ist es, bis zum Jahr 2022 als eines der ersten Länder weltweit Fahrzeuge 

mit autonomen Fahrfunktionen in ersten Anwendungen in den Regelbetrieb zu bringen.60 

1.2.6 Stärkung des Innovations- und Gründergeistes 

Deutschland gehört im europäischen Vergleich61 zur Gruppe der Länder mit starker Innovationsleistung, 
führend sind jedoch die Schweiz, Schweden, Finnland, Dänemark und Belgien. Spitzenreiter ist Deutsch-
land im EU-Vergleich bei Unternehmensinvestitionen in F&E, gefolgt von Schweden, Belgien und Estland. 

Insgesamt verwendet Deutschland 3.2 % des BIP für F&E.62 Die innovativsten Regionen in Deutschland 

sind Berlin, Oberbayern, Karlsruhe, Tübingen, Braunschweig, Stuttgart und Mittelfranken. 
 
Ein Indikator für die Innovationskraft eines Landes ist die Zahl und Art der gemeldeten Patente. Gemäss 
dem deutschen Patent- und Markenamt (DPMA) gab es im Jahr 2020 62'105 Patentanmeldungen. Im 
Vorjahresvergleich reduzierte sich diese Zahl um rund 7.9 %. Über die Hälfte dieser Patentierungen ka-

men aus Süddeutschland, genauer aus Baden-Württemberg und Bayern.63 Bei Patenten für Zukunfts-

technologien fällt das Bild gemischt aus. Einerseits legte Deutschland 2020 in fast allen Bereichen zu: 
Deutschland lag 2020 gemäss einer Studie des Europäischen Patentamtes (EPA) mit einem Anteil von 
14 % weltweit auf Platz zwei bei den Patentanmeldungen in Europa. Andererseits wurde diese Entwick-
lung durch Unternehmen aus China und Südkorea überschattet, welche in allen Schlüsseltechnologien 

mit neuen Patenten in den europäischen Markt vorpreschten.64 Die Innovationskraft im Bereich der Digi-

talisierung hat unter deutschen Firmen zwar zugenommen, ist aber nicht mit der Dynamik aus China und 

Südkorea vergleichbar.65 Hierfür verantwortlich ist u. a. die, im Vergleich zu im Patentbereich erfolgrei-

cheren Ländern, geringe Vernetzung zwischen Wirtschaft und Forschungseinrichtungen. Bei den Impf-
stoffen ist Deutschland auch im Berichtsjahr 2020 stark:66 10 % aller Weltklassepatente stammen aus 
Deutschland. Das Mainzer Unternehmen Biontech war zusammen mit dem US-Pharmariesen Pfizer denn 
auch eines der ersten Unternehmen, die einen Impfstoff gegen Corona auf den Markt brachten. Das 
Gründerehepaar Ugur Sahin und Özlem Türeci wird aufgrund seines Erfolgs oft als Beispiel für eine ge-
lungene Integration von Personen mit Migrationshintergrund erwähnt.  
 
Die Unternehmensgründungen gingen im Berichtsjahr zurück: Die gesamten Kapital-Risiko-Investitio-
nen in Start-ups im Jahr 2020 sanken in Deutschland von 6.2 Mrd. Euro auf 5.3 Mrd. Euro um 15 %, 
während in den Nachbarländern die Investitionen im Jahr 2020 gestiegen sind. Berlin ist als Standort in 
Deutschland klar führend, verlor aber 2020 seinen zweiten Platz im Ranking der europäischen Städte mit 
der höchsten Anzahl an Start-up-Investitionen an Paris. Der Anteil der von deutschen Frauen gegründe-
ten Unternehmen bleibt im europäischen Durchschnitt (15.5 %) und stieg von 2019 bis 2020 ganz leicht 
von 15.7 auf 15.9 %.67 Die Coronakrise hat auch die deutsche Start-up-Landschaft hart getroffen. In einer 
Umfrage des Deutschen Start-up Monitors sahen sich 75 % der Start-ups in ihrer Geschäftstätigkeit be-
einträchtigt. Trotzdem zeigten sich Gründerinnen und Gründer optimistischer als die etablierte Wirtschaft: 
Trotz des aktuell schwierigen Umfelds rechnen laut einer Studie unter fast 2’000 deutschen Start-ups 

mehr als 90 % mit Neueinstellungen im Jahr 2021.68 Die zentralen Herausforderungen der Krise für deut-

sche Start-ups sind die Kundengewinnung, die Kapitalbeschaffung und die Liquidität.69 Im Rahmen des 

Corona-Konjunkturpakets stellt die Bundesregierung für die Unterstützung von Start-ups 2 Mrd. Euro zur 
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64 Europäisches Patentamt (2021): Expert analysis: patenting trends in 2020.  
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66 Handelsblatt (2020): Top-Erfindungen gesucht. Ausgabe vom 4. Juni 2020, S. 14. 
67 PWC (2019): Deutscher Startup Monitor 2019.  
68 PWC (2020): Deutscher Startup Monitor 
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Verfügung; dies in Ergänzung zu bereits bestehenden Programmen.70 Im Berichtsjahr hat die Bundesre-
gierung zudem zwei längerfristig wirksame Massnahmen zur Unterstützung der Start-ups lanciert: Einer-
seits das Gesetz zur Stärkung des Fondsstandorts Deutschland, das den Mitarbeitenden von Start-ups 
die Möglichkeit eröffnet, über den Erwerb von Firmenanteilen am Erfolg ihres Arbeitgebers teilzuhaben. 
Andererseits beauftragte die Bundesregierung am 24.03.2021 die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), 
den Beteiligungsfonds für Zukunftstechnologien, kurz Zukunftsfonds, umzusetzen. Mit 10 Mrd. Euro soll 
die Bereitstellung von Wagniskapital für Start-ups über die nächsten zehn Jahre gefördert werden; in 
Kombination mit privaten Geldern soll gar ein Volumen von 30 Mrd. Euro erreicht werden. 

1.2.7 Wirecard-Skandal 

Nicht nur die Realwirtschaft ist zahlreichen Umwälzungen ausgesetzt, auch im Finanzsektor stehen wich-
tige Veränderungen an: Im Juni 2020 meldete der Finanzdienstleister Wirecard angesichts eines 
1.9 Mrd. Euro grossen Lochs in der Bilanz Insolvenz wegen drohender Zahlungsunfähigkeit und Über-
schuldung an und löste damit den grössten Finanzbetrugsskandal der jüngeren deutschen Geschichte 
aus. Der Skandal sorgte überdies für eine Kontroverse rund um die Rolle der deutschen Finanzmarktauf-
sicht. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), das Bundesfinanzministerium sowie 
die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft EY wurden dafür kritisiert, den Betrug trotz der einschlägigen Bericht-
erstattung der Financial Times nicht früher entdeckt zu haben. Bundesfinanzminister Olaf Scholz und 
BaFin-Präsident Felix Hufeld wehrten sich mit dem Argument, die BaFin habe nicht über ausreichende 
Prüfkompetenzen verfügt, da Wirecard als Technologieunternehmen eingestuft worden sei. 
 
Nach ersten Anhörungen im Finanzausschuss stimmte der Bundestag für die Einsetzung eines Wirecard-
Untersuchungsausschusses, der am 8. Oktober 2020 zum ersten Mal tagte. Die Anhörungen förderten 
Versäumnisse der Aufsicht und Unregelmässigkeiten rund um die privaten Finanzgeschäfte von mit der 
Finanzaufsicht betrauten Mitarbeitenden zutage und führten im Januar 2021 schliesslich zum Rücktritt 
von BaFin-Präsident Hufeld und dessen Stellvertreterin. Als Nachfolger von Hufeld wurde der schweize-
risch-britische Doppelbürger Mark Branson berufen, der seit April 2014 die schweizerische Finanzaufsicht 
FINMA geführt hatte. Ende April 2021 mussten Bundeskanzlerin Merkel, Wirtschaftsminister Altmaier, 
Justizministerin Lambrecht, Finanzminister Scholz sowie Finanzstaatssekretär Kukies dem Ausschuss 
Rede und Antwort stehen. Kanzlerin Merkel verteidigte ihr Eintreten für einen Markteintritt von Wirecard 
in China im Rahmen einer Reise in das Reich der Mitte als übliches Engagement für ein deutsches Un-
ternehmen. Die Minister wehrten sich gegen den Vorwurf, ihrer Aufsichtspflicht nicht nachgekommen zu 
sein. Der im Bundesfinanzministerium für das Dossier zuständige Staatssekretär Kukies betonte, die Re-
gierung habe keinen Einfluss auf den umstrittenen Entscheid der BaFin vom Februar 2019 genommen, 
ein Leerverkaufsverbot für Wirecard-Aktien zu verhängen.  
 
Am 23.06.2021 legte der Wirecard-Untersuchungsausschuss seinen Abschlussbericht vor. Während 
die Mitglieder des Ausschusses aus den Koalitionsparteien die Arbeit der Bundesregierung verteidigten 
und das Problem vor allem im Versagen der internen Kontrollen bei Wirecard verorteten, diagnostizierten 
die Oppositionsparteien FDP, Grüne und Linke in ihrem gemeinsamen Votum ein «kollektives Aufsichts-
versagen, deutsche Wagenburgmentalität gegenüber Nicht-Deutschen sowie ein politisches Netzwerk 
und die Sehnsucht nach einem digitalen nationalen Champion und dessen Markteintritt in China». Der 
Fall Wirecard sei aber nicht nur ein Finanzskandal, sondern auch einer der Wirtschaftsprüfer: Bei der 
Firma EY sei trotz Warnhinweisen keine kritische Grundhaltung erkennbar gewesen. EY habe mit seinen 
Versäumnissen und auch seinem unkooperativen Verhalten im Untersuchungsausschuss «dem gesam-
ten Berufsbild des Wirtschafts- bzw. Abschlussprüfers sowie dem eigenen Unternehmen schweren Scha-

den zugefügt und den gesamten Berufsstand in der Öffentlichkeit in Misskredit gebracht».71 

 
Scholz und Lambrecht hatten bereits im Oktober 2020 mit einem Aktionsplan für eine Reform der Fi-
nanzaufsicht reagiert. Dieser sieht zum einen eine stärkere Bilanzkontrolle durch die Aufsichtsbehörden 
und zum anderen striktere Rotationspflichten und eine weitreichende Trennung von Prüfungs- und Bera-
tungsaufgaben für Wirtschaftsprüfer vor.  
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2 Internationale und regionale Wirtschaftsabkommen  

2.1 Politik, Prioritäten des Landes 

Kaum ein anderes grosses Industrieland ist so stark in die Weltwirtschaft eingebettet wie Deutschland. 
Deutschland war 2019 hinter den USA und China und vor dem Vereinigten Königreich und Japan der 
drittgrösste Umschlagplatz von Gütern und Dienstleistungen.72 Am gesamten weltweiten Handel hatte 
Deutschland 2019 einen Anteil von 7.1 % (2018: 7.2 %). Etwa 28 % der Arbeitsplätze (bzw. 56 % in 
der Industrie) hängen direkt oder indirekt vom Export ab.73 Deutschland setzt sich daher seit Langem für 
offene Märkte und für eine Handelsliberalisierung auf der Grundlage klarer, vorhersehbarer und multila-
teral abgestimmter Regeln ein. Für die Zukunft des Wirtschaftsstandortes Deutschland ist der Kampf ge-
gen Protektionismus von entscheidender Bedeutung. Dabei setzt sich das Land dafür ein, dass wettbe-
werbsverzerrende Handels- und Subventionspraktiken abgewehrt und handelspolitische Schutzinstru-
mente der WTO und der EU regelmässig modernisiert werden. Antidumpingmassnahmen wie auch ge-
meinsame europäische Regeln für staatlich gelenkte Direktinvestitionen sollen deutsche Unternehmen 
schützen.74 Auch nationale Regeln werden regelmässig verschärft (vgl. Kapitel 4.1.). 
 
Das Comprehensive Economic and Trade Agreement (CETA) zwischen der EU und Kanada, das 
Ende September 2017 vorläufig in Kraft getreten ist und damit grösstenteils bereits Anwendung findet, 
bietet aus Sicht Deutschlands eine grosse Chance, der fortschreitenden Globalisierung faire und gute 
Regeln zu geben. Vorteile sieht man beim Wegfallen von Zöllen auf Industriegütern, einem verbesserten 
Marktzugang und der Festsetzung von hohen Standards, die Massstäbe für zukünftige Handelsabkom-
men setzen sollen.75 Das Bundesverfassungsgericht wies am 2. März 2021 eine Organklage der Links-

fraktion gegen das CETA ab.76 Verschiedene Verfassungsbeschwerden sind noch hängig. Ein Bündnis 

der Verbraucherorganisation Foodwatch und der Vereine Campact und Mehr Demokratie hatte mehr als 
125’000 Mitkläger mobilisiert. In Deutschland kann das CETA erst ratifiziert werden, wenn das Bundes-
verfassungsgericht über alle Klagen entschieden hat. 
 
Nach fast 20-jähriger Verhandlungsdauer schloss die EU im Juni 2019 ein Assoziierungsabkommen 
mit den Mercosur-Staaten ab. Darin enthalten ist neben einem politischen Pfeiler auch ein Handelsab-
kommen. Durch diese Freihandelszone soll für die deutsche Wirtschaft ein Abnehmermarkt mit 260 Mio. 
Einwohnern erschlossen werden. Insbesondere die exportorientierte Automobil-, Chemie- und Maschi-
nenbauindustrie, die bisher von hohen Zöllen betroffen sind, könnten von der Marktöffnung profitieren. 
Noch verzögert sich allerdings der Ratifikationsprozess. Im Nachgang eines Treffens von Bundeskanzle-
rin Merkel mit der Klimaaktivistin Greta Thunberg vom 20. August 2020 liess der Sprecher der Kanzlerin 
verlauten, es gebe „erhebliche Zweifel, ob das Abkommen so wie intendiert auch umgesetzt werden 
könnte, wenn man auf die aktuellen Entwicklungen, die schrecklichen Waldverluste, die es dort zu bekla-
gen gibt, schaut“. Die Bundesregierung stellte später klar, dass sie nach wie vor hinter dem Abkommen 
stehe, sich allerdings mit den anderen EU-Mitgliedstaaten Überlegungen zu begleitenden Erklärungen 
machen werde, um die wortgetreue Umsetzung des Abkommens sicherzustellen. Nachverhandlungen 
des ausgehandelten Texts lehnt die Bundesregierung hingegen ab.  
 

Am 15. November 2020 haben 15 Staaten77 aus der Region Asien-Pazifik ein Abkommen über eine Re-
gional Comprehensive Economic Partnership (RCEP) unterzeichnet. Die Reaktionen in Deutschland 
auf das Abkommen waren gemischt. Multinationale Konzerne dürften sich beim Handel innerhalb der 
neuen Freihandelszone auf vereinfachte Ursprungsregeln freuen. Es wurde aus Wirtschaftskreisen aller-
dings auch die Frage aufgeworfen, ob die EU angesichts verschiedener stockender Freihandelsverhand-
lungen aufgrund ihrer langwierigen internen Genehmigungsprozesse mit mangelnder Attraktivität für po-

tentielle Partner zu kämpfen habe.78 Aussenminister Maas äusserte die Befürchtung, dass die EU beim 

Festsetzen von Handelsregeln in Asien künftig aussen vor gelassen werden könnte. Er forderte, dass die 
EU ihre Anstrengungen zum Abschluss der laufenden Verhandlungen mit Australien und Neuseeland 

verstärken und die Gespräche mit Indien und Indonesien voranbringen müsse.79  
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2.2 Perspektiven für die Schweiz (Konkurrenzpotenzial)  

Die Freihandelsabkommen der EU mit Drittstaaten (Bsp. CETA, Mercosur) sind von besonderer Relevanz 
für die Schweiz. Es ist zentral, mit diesen Ländern präferenzielle Handelsregeln zu etablieren, die min-
destens gleich gut sind wie diejenigen der EU, damit die Schweizer Exportwirtschaft gegenüber der eu-
ropäischen Konkurrenz nicht benachteiligt ist. Betroffen wären vor allem die traditionellen Exportbranchen 
wie die Maschinen- und die Uhrenindustrie sowie kleine und mittlere Unternehmen, die nicht über meh-
rere Produktionsstandorte im In- und Ausland verfügen. Die EFTA- und Mercosur-Staaten haben ihre 
Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen im August 2019 in der Substanz abgeschlossen. Nach 
beidseitiger Ratifizierung würden mit dem Abkommen mittelfristig rund 95 % der schweizerischen Aus-
fuhren in die Mercosur-Staaten zollbefreit und dadurch eine Schlechterstellung gegenüber der EU ver-
hindert.80 Mit dem Wirtschaftspartnerschaftsabkommen EFTA-Indonesien ist die Schweiz der EU sogar 
voraus und wird von Deutschland als Vergleichsgrösse für die eigenen Verhandlungen herangezogen. 

3 Aussenhandel 

3.1 Entwicklungen und allgemeine Aussichten 

Die Aussenhandelsbilanz Deutschlands schloss auch im Jahr 2020 mit einem Exportüberschuss von 

179.8 Mrd. Euro ab. 2017 war zum ersten Mal seit acht Jahren ein Rückgang des Handelsüberschusses 

zu verzeichnen. Dieser Trend setzt sich nun auch in den Folgejahren fort.81 

 

Im Jahr 2020 wurden von Deutschland Waren im Wert von 1’205 Mrd. Euro exportiert und Waren im Wert 
von 1’025 Mrd. Euro eingeführt. 2020 figurierte China mit 212.6 Mrd. Euro Handelsvolumen wiederum an 
der Spitze der wichtigsten Warenhandelspartner Deutschlands. Auf den Rängen 2 und 3 folgten die Nie-
derlande mit einem beidseitigen Warenverkehr in Höhe von 172.5 Mrd. Euro und die USA mit 171.6 Mrd. 
Euro. Die Schweiz rückte zwei Plätze vor und lag mit 101.7 Mrd. Euro neu auf Rang 7.82  
 
Im Vergleich zu den vorhergehenden Jahren sank der Anteil der Exporte am BIP in Deutschland aufgrund 
der Coronakrise 2020 leicht auf 43.8 %.83. Im Februar 2021 sind die Exporte Deutschlands gegenüber 

Januar 2021 saisonbereinigt mit einem Plus von 0.9 % bereits wieder leicht gestiegen.84 

 
Die Bundesregierung hat 2020 Exportkreditgarantien in der Höhe von 16.7 Mrd. Euro abgesichert, was 
einem Rückgang um rund 20.4 % gegenüber dem Vorjahr entspricht. Das Jahr 2020 war geprägt von 
zwei gegenläufigen Entwicklungen: dem Rückgang des Deckungsvolumens auf der einen und einem 
überproportional starken Anstieg der Antragszahlen bei den Exportkrediten auf der anderen Seite. Im 
Vergleich zum Vorjahr stiegen die Antragszahlen um mehr als ein Drittel. Insbesondere die Sammelde-
ckungen, welche v.a. für KMU ein probates Absicherungsinstrument darstellen, nahmen mit einem Plus 
von 40 % signifikant zu. Lieferungen und Leistungen in Schwellen- und Entwicklungsländer machten mit 
80.4 % den Grossteil des Deckungsvolumens aus. An der Spitze des Ländervergleichs stand auch im 
Jahr 2020 Russland, für welches sich die Exportkreditgarantien von 2.16 auf 2.47 Mrd. Euro erhöhten. 
Die Türkei lag mit 1.93 Mrd. Euro 2020 erneut auf dem zweiten Platz, während sich die Exportkreditga-
rantien für die neuerdings drittplatzierten Vereinigten Staaten auf 1.25 Mrd Euro erhöhten. Die Entschä-
digungsleistungen lagen 2020 mit 268.1 Mio. Euro tiefer als im Vorjahr (383.2 Mio. Euro).85 

3.1.1 Warenhandel 

Der deutsche Aussenhandel betrug 2020 rund 2'230 Mrd. Euro, was einem Rückgang im Vergleich zum 
Vorjahr um rund 9 % entspricht. Die deutschen Güterexporte sanken um rund 10.2 % auf 1’205 Mrd. Euro, 
während die Importe 1'025 Mrd. Euro betrugen und sich somit gegenüber 2019 um rund 7.2 % reduzier-
ten.86 
 
Mit Blick auf die Gütergruppen waren Kraftwagen und Kraftwagenteile mit 187.4 Mrd. Euro und einem 
Anteil von rund 15.5 % am gesamten Export wie schon in den vergangenen Jahren die wichtigste Kate-
gorie von Exportprodukten. Dies, obwohl seit 2018 ein Rückgang der Fahrzeugexporte (2020: - 16.9 %, 
2019: - 3.2 %, 2018: - 2.0 %) zu verzeichnen ist. Zweitgrösste Exportkategorie waren erneut die Maschi-
nen mit einem Anteil von 14.5 % und einem Volumen von 175.3 Mrd. Euro, gefolgt von den chemischen 
Erzeugnissen, die mit 111.6 Mrd. Euro einen Anteil von 9.3 % an den Gesamtexporten erreichten. 

                                                           
80 Schweizerische Eidgenossenschaft (2019): Freihandelsabkommen EFTA-Mercosur: Einigung in der Substanz.  
81 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Gesamtentwicklung des deutschen Außenhandels ab 1950. 
82 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Rangfolge der Handelspartner im Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland. 
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85 Euler Hermes Aktiengesellschaft (2021): Exportkreditgarantien der Bundesregierung, Halbjahresbericht 20120.  
86 Statistisches Bundesamt Destatis (2021): Außenhandel. 
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Die wichtigste Importkategorie Deutschlands waren 2020 ebenfalls Kraftwagen und Kraftwagenteile, wo-
bei mit einem Minus von 14.5 % ein starker Einbruch auf 109.8 Mrd. Euro (2019: 128.5 Mrd. Euro, + 
7.2 %) zu beobachten war. Auf den nächsten Plätzen folgten Datenverarbeitungsgeräte, elektrische und 
optische Erzeugnisse mit 114.1 Mrd. Euro sowie chemische Erzeugnisse (88.9 Mrd. Euro). In all diesen 
Bereichen weist Deutschland höhere Export- als Importzahlen und somit einen positiven Aussenhandels-

saldo auf. 87 

 
Nach Ländern aufgeteilt erfuhren deutsche Produkte 2020 die höchste Exportnachfrage seitens der Ver-
einigten Staaten (103.8 Mrd. Euro). Die Volksrepublik China (95.9 Mrd. Euro) und das Nachbarland Frank-
reich (91 Mrd. Euro) gehörten auch 2019 weiterhin zu den wichtigsten deutschen Absatzmärkten. Das 
Vereinigte Königreich folgt nach den Niederlanden (84.5 Mrd. Euro) auf dem fünften Rang (66.9 Mrd. 
Euro). 
 
Auf der Importseite war China mit 116.5 Mrd. Euro wichtigster Handelspartner (+ 1.5 % gegenüber 2019), 
gefolgt von den Niederlanden (88.3 Mrd. Euro) und den Vereinigten Staaten (67.7 Mrd. Euro). 

3.1.2 Dienstleistungshandel 

Die Einnahmen aus dem Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland betrugen in Deutschland im Jahr 2020 
272 Mrd. Euro. Das ist eine Abnahme von 42.8 Mrd. Euro oder 13.6 % gegenüber dem Vorjahr. Die EU 
lag mit 118.3 Mrd. Euro an der Spitze, gefolgt von den USA mit 39.3 Mrd. Euro. Die Ausgaben für aus-
ländische Dienstleistungen beliefen sich 2020 auf 270.4 Mrd. Euro, was einem Rückgang von 65.1 Mrd. 
Euro oder 19.4 % entspricht. Die Ausgaben im Dienstleistungshandel mit der Schweiz betrugen 2020 
12.8 Mrd. Euro.88 Während der Gesamtsaldo der deutschen Dienstleistungsbilanz regelmässig ein Defizit 

aufweist, kam es 2020 erstmals zu einem leichten Überschuss in der Höhe von 1.6 Mrd. Euro.89 

 
Der grösste Negativposten in der deutschen Dienstleistungsbilanz liegt laut der Deutschen Bundesbank 
traditionell im grenzüberschreitenden Reiseverkehr. Da viel weniger Ausländer Deutschland besuchen 
als umgekehrt, übersteigen die deutschen Ausgaben für den Reiseverkehr die Einnahmen deutlich. Im 
Coronajahr ging der Negativsaldo im Reiseverkehr allerdings deutlich zurück. So zahlten Deutsche 2020 
nur noch 35.9 Mrd. Euro für Aufenthalte im Ausland (gegenüber 83.3 Mrd. Euro im Vorjahr). Auf der 
Einnahmeseite verzeichnete Deutschland 19.3 Mrd. Euro für internationale Übernachtungen (gegenüber 
37.3 Mrd. Euro im Jahr 2019), was zu einem Negativsaldo von noch 16.5 Mrd. Euro (2019: 45.9 Mrd. 
Euro) führte.90  

3.2 Bilateraler Handel 

3.2.1 Warenhandel 

Das Warenhandelsvolumen Deutschland - Schweiz 2020 ist von 104.9 Mrd. CHF im Jahr 2019 um 5.6 
Mrd. CHF auf 99.3 Mrd. CHF im Jahr 2020 gesunken (Zahlen gemäss Total 2 inkl. Gold, Edelmetalle, 
Münzen, Edel- und Schmucksteinen, Kunstgegenständen und Antiquitäten).91 Damit generiert der Handel 
mit Deutschland 17.3 % des gesamten Handelsvolumens der Schweiz. Wird das Handelsvolumen nicht 
in Total 2, sondern in Total 1 berechnet (das heisst, ohne den Handel mit Gold, Edelmetallen, Münzen, 
Edel- und Schmucksteinen, Kunstgegenständen und Antiquitäten) so betrug das Handelsvolumen 
Deutschland - Schweiz 2020 89.9 Mrd. CHF. Dies entspricht 22.1 % des totalen Handelsvolumens der 
Schweiz.92  
 
Sowohl im Total 1 wie im Total 2 führt Deutschland die Rangliste der wichtigsten Handelspartner der 
Schweiz an. Das Handelsvolumen mit Deutschland liegt in beiden Fällen höher als das Handelsvolumen 
der Schweiz mit den restlichen Nachbarstaaten zusammengerechnet (Total 2: 99.3 Mrd. CHF mit 
Deutschland, 84.8 Mrd. CHF mit Italien, Österreich und Frankreich insgesamt bzw. Total 1: 89.9 Mrd. 
CHF mit Deutschland, 68.5 Mrd. CHF mit Italien, Österreich und Frankreich zusammen). Auf Platz 2 der 
Rangliste liegen die USA mit 50.9 Mrd. CHF (Total 1) bzw. 88.64 Mrd. CHF (Total 2). Italien liegt mit 29.8 

Mrd. CHF bzw. 36.9 Mrd. CHF auf dem dritten Platz.93 
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2020 belief sich der Wert der Importe deutscher Waren auf 53.2 Mrd. CHF (Total 2) bzw. 49.5 Mrd. CHF 
(Total 1). Damit ist Deutschland für die Schweiz weltweit das wichtigste Herkunftsland von Waren. 19.5 % 
(Total 2) bzw. 27.1 % (Total 1) aller Importgüter, welche in die Schweiz gelangen, stammen aus Deutsch-
land. Im Vergleich zum Vorjahr sind die Importe um 6.9 % (Total 2) bzw. um 8.1 % (Total 1) gesunken.94 
Aus Deutschland wurden hauptsächlich chemisch-pharmazeutische Produkte (25.4 %) und Maschinen 
(16.0 %) sowie Fahrzeuge und Metalle importiert (11.5 % bzw. 10.2 %, alle Zahlen im Total 2).95  
 
Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Exporten. Die Schweiz exportierte 2020 Waren im Wert von 
46.1 Mrd. CHF (Total 2) bzw. 40.4 Mrd. CHF (Total 1) nach Deutschland. Das entspricht einem Anteil von 
15.4 % (Total 2) bzw. 17.9 % (Total 1) der Gesamtausfuhren der Schweiz.96 Die Exporte sind gegenüber 
dem Vorjahr ebenfalls gesunken und zwar um 3.4 % (Total 2) bzw. 8.3 %. (Total 1). Die wichtigsten 
Exportartikel der Schweiz nach Deutschland waren 2019 chemisch-pharmazeutische Produkte (37.5 %, 
Total 2) und Maschinen (14.8 %, Total 2).  
 
Damit hat die Schweiz im Jahr 2020 mit 7.1 Mrd. CHF (2019: 9.5 Mrd. CHF) zu Deutschlands Handels-
bilanzüberschuss beigetragen. Während die Schweiz selbst traditionell eine insgesamt positive Han-
delsbilanz hat, ist diese Deutschland gegenüber negativ. Hinsichtlich des Handelsvolumens lag die 
Schweiz 2020 in Deutschland auf Rang 7 und damit um zwei Plätze höher als im Jahr 2019. Für Deutsch-
land ist die Schweiz somit ein bedeutenderer Handelspartner als etwa Russland, Japan, Brasilien oder 
Indien.97  
 
Regional gesehen ist die Schweiz seit 2010 wichtigstes Herkunftsland für die Importe Baden-Württem-
bergs. Allein dieses Bundesland importierte 2020 Waren im Wert von 15.7 Mrd. Euro (2019: 15.8 Mrd. 

Euro) aus der Schweiz.98 Das Handelsvolumen der Schweiz mit Baden-Württemberg und Bayern zusam-

men ist grösser als dasjenige der Schweiz mit China.99 

3.2.2 Dienstleistungshandel 

Nach Angaben der Deutschen Bundesbank fällt der Saldo des Dienstleistungsverkehrs mit der 
Schweiz seit 2012 zu Gunsten von Deutschland aus und betrug 2020 rund 11.5 Mrd. Euro. Die Exporte 
in die Schweiz beliefen sich 2020 auf 24.3 Mrd. Euro, während die Importe 12.8 Mrd. Euro betrugen.100 
 
Durch die Pandemie ist der Tourismus in Deutschland eingebrochen. Insgesamt gab es im Jahr 2020 
39 % weniger Übernachtungen im Vergleich zu 2019. Ohne Berücksichtigung des Inlandstourismus be-
trägt der Rückgang sogar 64.4 %. Die Schweizer Touristen haben insgesamt 3’124’440 Nächte im Land 

verbracht, gegenüber 7’139’003 im Vorjahr (- 56 %).101 Diese Ergebnisse zeigen deutlich die Folgen der 

Coronakrise mit wiederholten Beherbergungsverboten oder -einschränkungen. So war die Aufnahme von 
Privatgästen 2020 nur bis Mitte März und von Mitte Mai bis Mitte Oktober überhaupt möglich. In den für 
die Branche besonders wichtigen Sommermonaten beeinflussten zudem regionale Beherbergungsver-
bote für Reisende aus inländischen Risikogebieten das touristische Geschehen.  

4 Direktinvestitionen 

4.1 Entwicklung und allgemeine Aussichten  

Grösster Investor in Deutschland waren nach aktuellsten verfügbaren Zahlen per Ende 2019 die Nieder-
lande mit 105.5 Mrd. Euro Investitionskapital, gefolgt von Luxemburg mit 94 Mrd. Euro. Mit einigem Ab-
stand lagen an dritter Stelle die USA mit einem Investitionskapital von 56.7 Mrd. Euro. Die Schweiz lag 
mit 47 Mrd. Euro erneut an vierter Stelle. Die ausländischen mittelbaren und unmittelbaren Direktinvesti-
tionen in Deutschland betrugen nach Angaben der Deutschen Bundesbank nach Ende 2019 556.1 Mrd. 
Euro. Davon stammten 69.2 % aus der EU.102 
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Das unter der Federführung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) erarbeitete 
Aussenwirtschaftsgesetz bzw. die Aussenwirtschaftsverordnung (AWV)103 gibt der Regierung ein 
Instrument in die Hand, jegliche Art des direkten oder indirekten Erwerbs durch Firmen von ausserhalb 
der EU von 25 % oder mehr der Stimmrechte an deutschen Firmen zu prüfen und, wenn «die öffentliche 
Ordnung oder Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland» gefährdet wird, zu unterbinden. Bei Anzei-
chen von Missbrauch oder Umgehungsgeschäften können auch Investitionen durch Unternehmen aus 
der EU bzw. den EFTA-Staaten geprüft werden. Anteile von Firmengruppen werden zusammengezählt. 
Die Schwelle zur Investitionsprüfung in besonders sensiblen Bereichen wie den kritischen Infrastruktu-
ren und anderen zivilen sicherheitsrelevanten Infrastrukturen sowie verteidigungsrelevanten Unterneh-
men beträgt 10 %.104 Bei ausländischen Investitionen wird gemäss der EU-Screening-Verordnung seit 
Sommer 2020 das Kriterium einer "voraussichtlichen Beeinträchtigung" der öffentlichen Ordnung oder 
Sicherheit angelegt. Bei der nationalen Investitionsprüfung können zudem neu auch mögliche Beein-
trächtigungen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder in Bezug auf Projekte oder Programme von Unionsinteresse berücksichtigt werden. Weiter 
ist jeder meldepflichtige Erwerb neu "schwebend unwirksam", solange die Investitionsprüfung läuft. 105 
Seit dem 3. Juni 2020 müssen kritische Erwerbe von deutschen Unternehmen, die Impfstoffe, Medika-
mente, medizinische Schutzausrüstung und andere Medizingüter zur Behandlung hochansteckender 
Krankheiten entwickeln, herstellen oder produzieren dem Bundeswirtschaftsministerium angezeigt wer-
den.106 
 

Seit dem 11. Oktober 2020 werden in der EU die relevanten Daten ausgetauscht.107 Die Reform des 

Investitionsprüfungsrechts wurde am 27. April 2021 mit der Verabschiedung der 17. Novelle abgeschlos-
sen. Mit der Novelle werden weitere Vorgaben der EU-Investitionsscreening-Verordnung im deutschen 
Recht nachvollzogen. Dazu zählt insbesondere die Erweiterung der Fallgruppen besonders prüfrelevan-
ter Unternehmen von bislang zwölf auf 27. Für Übernahmen in den aufgelisteten High-Tech-Sektoren 
wie KI, autonomes Fahren und Fliegen, Halbleiter oder Quantentechnologie wird ein Schwellenwert, bei 
dem eine Meldepflicht ans BMWi ausgelöst wird, von 20 % der Unternehmensanteile festgeschrieben. 
Die besonders strenge Erstprüfschwelle von 10 % wird damit künftig ausschliesslich auf kritische Infra-
strukturen sowie den Rüstungssektor angewendet. Das BMWi betonte nach Verabschiedung der No-
velle, dass Deutschland ein «offener Investitionsstandort» bleiben und Übernahmen auch künftig nur in 

Ausnahmefällen untersagen werde.108 

4.2 Bilaterale Investitionen  

Die hohe gegenseitige Verflechtung der deutschen und der schweizerischen Wirtschaft wird unter ande-
rem anhand der gegenseitigen Direktinvestitionen deutlich. Nach Angaben der Deutschen Bundesbank 
betrugen die unmittelbaren und mittelbaren Direktinvestitionen von Schweizer Investoren in Deutsch-
land im Jahr 2019 47.0 Mrd. Euro und machten 8.4 % des Gesamtvolumens aus. Die Schweiz ist nach 
den USA der grösste Investor, der nicht der EU angehört.109  
 
Die Schweizerische Nationalbank verzeichnete Ende 2019 Direktinvestitionen aus Deutschland in 
Höhe von 51.7 Mrd. CHF, was 3.8 % aller ausländischen Investitionen in der Schweiz entspricht.110  
 
Nach Angaben der Deutschen Bundesbank waren im Jahr 2019 2’012 Firmen in Deutschland gemeldet, 
deren Mehrheit einem schweizerischen Mutterunternehmen gehört, wobei die Anzahl Schweizer Firmen 
in Deutschland deutlich höher liegen dürfte.111 Direkt beschäftigten die gemeldeten Schweizer Unterneh-
men 451’000 Arbeitnehmende und machten einen Jahresumsatz von 172.8 Mrd. Euro. Nur niederlän-
disch kontrollierte Unternehmen beschäftigten mehr Arbeitnehmende in Deutschland (663’000).112  
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Deutschland ist für viele Schweizer Firmen aufgrund der geografischen, kulturellen und sprachlichen 
Nähe ein bevorzugter Ort für Erstinvestitionen im Ausland. Gerade viele KMU sind mit Niederlassungen, 
Produktionsstätten und Vertriebspartnern vertreten. 
  
Niederlassungen der grössten Schweizer Unternehmen in Deutschland  

 
(Gelb: SMI-Unternehmen) 

5 Handels-, Wirtschafts- und Tourismusförderung, „Landeswerbung“ 

5.1 Instrumente der Aussenwirtschaftsförderung 

5.1.1 Swiss Business Hub, Switzerland Global Enterprise 

Der Swiss Business Hub (SBH) Germany ist die offizielle Anlaufstelle für deutsche Unternehmen bei allen 
Fragen zur Ausweitung der Geschäftstätigkeit in die Schweiz. Schweizerischen KMU ist der SBH behilf-
lich bei der Markterschliessung in Deutschland. Gegründet wurde der SBH 2002 mit Sitz im Generalkon-
sulat in Stuttgart, er agiert jedoch bundesweit und unterhält ein grosses Netzwerk zu Experten, Institutio-
nen und bedeutsamen Stakeholdern. Der SBH ist fokussiert auf vielversprechende Technologiesektoren 
wie Künstliche Intelligenz, Advanced Manufacturing, Robotics, Biotechnologie oder Digital Health. 
 



 

Deutschland ist der grösste Exportmarkt der Schweiz und der SBH aus eben diesem Grund bedeutsam 
für die mittelständischen Unternehmen. Als in das Eidgenössische Departement für auswärtige Angele-
genheiten (EDA) integrierte Aussenstelle von Switzerland Global Enterprise (S-GE), der offiziellen 
Schweizer Organisation für Exportförderung und Standortpromotion mit Standorten in allen Schweizer 
Landesteilen und in 31 Ländern mit rund 200 Mitarbeitenden, unterstützt der SBH Schweizer KMU bei 
ihrem internationalen Geschäft und innovationsstarke ausländische Unternehmen bei ihrer Ansiedlung in 
der Schweiz. 
 
Als nicht-gewinnorientierte Organisation leistet S-GE im Auftrag von Bund (Staatssekretariat für Wirt-
schaft, SECO) und Kantonen einen Service public für ihre Kunden. Schweizer Gemeinschaftsstände an 
bedeutsamen Messen in Deutschland (u.a. Hannover Messe, Int. Süsswaren-Messe Köln, Gamescom 
Köln, Medica Düsseldorf, Möbelmesse Köln, E-World Energiemesse Essen, Internationale Grüne Woche 
Berlin, DMEA Berlin, Internationale Tourismusbörse Berlin, Innotrans Berlin, Fruit Logistica Berlin, Biofach 
Nürnberg, Bau München, AMB und Intergastra Stuttgart) werden ebenfalls von Switzerland Global Enter-
prise organisiert und häufig von der Botschaft und den Schweizerischen Generalkonsulaten unterstützt.  
 
2020 konnten aufgrund der Coronapandemie Messen physisch nicht stattfinden; um Präsenzveranstal-
tungen zu kompensieren wurden virtuelle Messen und andere virtuelle Formate wie Webinare. durchge-
führt. 
 
Im Jahr 2020 wurden rund 40 Mandate mit Schweizer KMU abgewickelt. Rund 85 deutsche Unternehmen 
wurden in Beratungsgesprächen über den Standort Schweiz informiert.  
 
Die Swiss Start-up-Tour, die 2019 erstmalig durchgeführt wurde, sollte 2020 erneut stattfinden. Doch 
aufgrund der Coronapandemie wurde die Tour als ‘Digital Health Exchange 2020’ virtuell durchgeführt. 
Es nahmen zehn Start-ups aus der Schweiz teil, die die Chance hatten, an virtuellen Veranstaltungen mit 
Firmen und Sachverständigen teilzunehmen und sich mit Multiplikatoren zu vernetzen. 
 
Zudem ging der SBH Germany eine Länderpartnerschaft mit dem House of Innovation in Baden-Würt-
temberg ein. Es fand eine virtuelle Veranstaltung, die ‘Investor Week’, statt, bei der sich Start-ups mit 
Investoren vernetzten. In diesem Rahmen konnte der SBH Schweizer Start-ups und Investoren platzie-
ren. 
 
2020 nahm der SBH zum ersten Mal am Gipfeltreffen der Weltmarktführer in Schwäbisch Hall teil. Der 
SBH war mit einem Informationsstand vor Ort und bot eine Masterclass mit entsprechenden Sachver-
ständigen zum Thema KI in der Schweiz an. 

5.1.2 Handelskammer Deutschland-Schweiz und VSUD 

Die Handelskammer Deutschland-Schweiz mit Sitz in Zürich bietet eine breite Palette von Dienstleis-
tungen und Beratungen an. Sie ist eine wichtige Partnerin der Botschaft in Berlin und der Unternehmen 
und betreut das Sekretariat der Arbeitsgruppe für den Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse des bila-
teralen Regierungsausschusses. Zudem hat sie Einsitz in der trinationalen Arbeitsgruppe zu Fragen der 
Umsetzung der Personenfreizügigkeit. Etwa die Hälfte ihrer Mitglieder sind in der Schweiz domiziliert.  
 
Die Vereinigung Schweizerischer Unternehmen in Deutschland (VSUD) mit Hauptgeschäftsstelle in 
Basel unterstützt und berät Schweizer Unternehmen bei ihrem Marktauftritt in Deutschland und vertritt 
deren Interessen gegenüber der deutschen und der Schweizer Verwaltung und Politik.  
 
Sowohl die Handelskammer als auch die VSUD führen eine nicht abschliessende Liste der Schweizer 
Unternehmen in Deutschland.  

5.1.3 Verbände und Wirtschaftsclubs 

Verschiedene Wirtschaftsverbände wie etwa Economiesuisse, Agro-Marketing Suisse, Swissmem, 
Swissrail, ICT Switzerland, Swissbanking oder der Schweizerische Versicherungsverband sind mit Ver-
anstaltungen oder Messebeteiligungen in Deutschland aktiv. In Berlin, Dresden, Düsseldorf, Frankfurt 
a.M., München und Stuttgart bestehen schweizerisch-deutsche Wirtschaftsclubs.  

5.1.4 Schweiz Tourismus 

Schweiz Tourismus verfügt in Deutschland über drei Aussenstellen (in Berlin, Frankfurt und Stuttgart) und 
ist jeweils an der Internationalen Tourismusbörse (ITB), der weltweit grössten Reisemesse, mit einem 
Schweizer Stand vertreten. Seit 2013 ist der Hauptsitz in Frankfurt. Alle paar Jahre wird ein neues 
Promotionsprogramm lanciert, zurzeit ist dies das Thema «Wir brauchen Schweiz».  



 

5.1.5 Präsenz Schweiz (PRS)  

Die Strategie Landeskommunikation 2021 - 2024 des Bundesrates zielt darauf ab, die positive Wahrneh-
mung der Schweiz als innovatives und gleichzeitig traditionsbewusstes Land mit einer hohen Lebens- 
und Standortqualität zu stärken. Die Landeskommunikation richtet sich auf fünf thematische Prioritäten 
aus, die in den inhaltlichen Schwerpunkten der Aussenpolitischen Strategie 2020 - 2023 verankert sind: 
Innovation, Wirtschaft, Beziehungen Schweiz – Europa, Finanzplatz Schweiz und Nachhaltigkeit. Präsenz 
Schweiz (PRS) setzt diesen Auftrag in Zusammenarbeit mit dem Schweizer Vertretungsnetz im Ausland 
um, so auch in Deutschland. 
 
Die Schweiz geniesst in Deutschland einen guten Ruf und belegt laut Nation Brands Index 2020 den 

dritten Platz der am positivsten wahrgenommenen Länder113. Die Attraktivität des Arbeitsmarktes und die 

hohe Lebensqualität in der Schweiz gehören für die deutsche Bevölkerung zu den am besten bewerteten 
Aspekten.114 Dieses positive Bild soll in Zusammenarbeit mit Schweizer Unternehmen, Forschungsinsti-
tutionen, Verbänden und politischen Vertretern gepflegt werden. Zudem sollen die Nachhaltigkeit, Inno-
vation und Solidarität in den bilateralen Beziehungen zusätzlich hervorgehoben werden. Seit 2019 setzen 
die Vertretungen der Schweiz in Deutschland in Zusammenarbeit mit PRS hierzu den Zyklus „Schweiz: 
traditionell innovativ“ um, in dessen Rahmen bekannte Schweizer Stereotype unter dem Aspekt der In-
novation neu beleuchtet werden. 2019 war dem Käse gewidmet, 2021/2022 wird die Textilindustrie im 
Fokus stehen. Neben den thematischen Veranstaltungen führt die Botschaft regelmässig auf ein spezifi-
sches Thema und Zielpublikum ausgerichtete Informationsreisen in die Schweiz durch. 2020 fand eine 
Reise zum Thema Innovation und Forschung mit einem besonderen Fokus auf die Schweizer Beteiligung 
an den europäischen Forschungsprogrammen statt. 
 
Von Juli – Oktober 2021 organisiert PRS in Stuttgart gemeinsam mit dem dortigen Generalkonsulat und 
der Botschaft in Berlin ein Pop-up House of Switzerland. In einer Lokalität in der Stuttgarter Innenstadt 
werden verschiedene Veranstaltungen, Panels und Aktivitäten zu den Themen Innovation und Nachhal-
tigkeit stattfinden, um die Sichtbarkeit der Schweiz in Baden-Württemberg zu stärken, die Verlässlichkeit 
der Schweiz und die Beständigkeit der Beziehungen – gerade auch nach den coronabedingten Ein-
schränkungen – zu unterstreichen und den grenzüberschreitenden Austausch zu fördern. 

5.1.6 swissnex 

swissnex ist ein Netzwerk von Aussenposten für Wissenschaft und Technologie, das die Schweiz mit den 
Innovationszentren der Welt verbinden soll. Das Netzwerk wird vom Staatssekretariat für Bildung, For-
schung und Innovation (SBFI) in Zusammenarbeit mit dem Eidgenössischen Departement für auswärtige 
Angelegenheiten (EDA) verwaltet. 
 
Die fünf swissnex Standorte befinden sich in den innovativsten Zentren der Welt. Gemeinsam mit den 
rund 20 Wissenschaftsrätinnen und -räten an den Schweizerischen Botschaften, darunter auch eine in 

der Botschaft Berlin, stärken sie die Ausstrahlung der Schweiz als Innovations-Hotspot.115 

5.2 Interesse Deutschlands an der Schweiz  

5.2.1 Tourismus 

2020 buchten deutsche Reisende rund 2.2 Mio. Logiernächte in der Schweiz; dies ist ein Rückgang von 
43.3 % im Vergleich zum Vorjahr, bedingt durch die Covid-19-Krise. Auf diesem Niveau waren die Werte 
zuletzt in den 1950er Jahren. Die Deutschen waren jedoch auch 2020 die mit Abstand grösste ausländi-
sche Besuchergruppe in der Schweiz, gefolgt von französischen (0.8 Mio. Übernachtungen) und briti-
schen Staatsangehörigen (0.5 Mio. Übernachtungen).116 

5.2.2 Bildung und Forschung 

Im Bereich Bildung und Forschung ist Deutschland international der bedeutendste Partner der 
Schweiz. Die Zusammenarbeit im Forschungsbereich findet primär im Rahmen der direkten Kooperation 
zwischen Forschenden statt, die über kompetitive Fördergelder finanziert wird, wobei diejenigen der EU 
am wichtigsten sind. Mit Hilfe dieser Gelder arbeiteten schweizerische und deutsche Forschungsteams 
im Rahmen von Horizont 2020 in 1’174 Projekten zusammen. 
 

                                                           
113 Präsenz Schweiz (2020): Die Schweiz aus Sicht des Auslandes 2020 
114 Präsenz Schweiz (2019): Nations Brands Index 2019: Das Image der Schweiz im Ausland 
115 Vgl. https://swissnex.org/ sowie https://annualreport.swissnex.org/ 
116 Bundesamt für Statistik (2021): https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/tourismus.assetdetail.16044290.html 

https://www.eda.admin.ch/dam/eda/de/documents/das-eda/landeskommunikation/prs-jahresanalyse-2020_DE.pdf
https://www.eda.admin.ch/dam/eda/de/documents/das-eda/landeskommunikation/zusammenfassung-resultate-nbi-2019.pdf


 

Die Schweiz ist für Studierende und Forschende aus Deutschland sehr attraktiv. Dies geht einerseits auf 
den exzellenten Ruf zurück, den die Universitäten und die Eidgenössischen Technischen Hochschulen 
(ETH/EPFL) geniessen. Gründe dafür sind die im Vergleich zu Deutschland weniger überfüllten Hörsäle, 
das bessere Verhältnis Dozierende/Studierende und weniger Numerus Clausus. Hilfreich war auch die 
Bologna-Reform, die mit der Einführung von Bachelor, Master und Doktorat das Schweizer Hochschul-
bildungssystem mit dem deutschen kompatibler macht. Im Studienjahr 2019/2020 waren 11’536 deutsche 
Studierende an Schweizer Hochschulen eingeschrieben: 9'225 davon an Universitäten, 1'723 an Fach-
hochschulen und 588 an Pädagogischen Hochschulen.117 Die deutschen Studierenden bilden die mit Ab-
stand grösste Gruppe ausländischer Studierender in der Schweiz. Mit 1’593 deutschstämmigen Profes-
sorinnen und Professoren an Schweizer Hochschulen (Uni: 954, FH: 299, PH: 340) belegte Deutschland 
2018/2019 auch in dieser Hinsicht den ersten Platz. Insgesamt stammen 46 % aller ausländischen Do-
zierenden aus Deutschland.118 Im gleichen Zeitraum waren 314 Schweizer Professorinnen und Profes-
soren an deutschen, vorwiegend baden-württembergischen Hochschulen tätig. 3'717 Schweizerinnen 
und Schweizer studierten im Wintersemester 2018/2019 in Deutschland.119 
 
Seit 1961 vergibt die Eidgenössische Stipendienkommission für ausländische Studierende und Kunst-
schaffende (ESKAS) Stipendien an begabte ausländische Studierende, junge Forschende und Kunst-
schaffende aus inzwischen über 180 Ländern. Im Jahr 2020 bewarben sich 21 deutsche Studierende für 
ein solches Stipendium für 2021/2022, wovon sechs eine Zusage erhielten.  

5.2.3 Investitionen 

Die Schweiz verfügt über zahlreiche Standortvorteile und rangiert in den nach verschiedenen Kriterien 
verfahrenden Erhebungen über die Attraktivität als Wohn-, Arbeits- oder Unternehmensstandort stets in 
den obersten Rängen. Die Deutschen erachten die Schweiz als sicheren, wenn auch sehr teuren Inves-
titionsort. Wichtig für den Investitionsentscheid ist die hohe Qualität des Service public (Schulen, Sicher-
heit, kurze Behördenwege, zuverlässiger Bahnverkehr etc.).  

5.2.4 Finanzplatz Schweiz 

Die Entwicklung des «Crypto Valley» in Zug und die Ansiedlung des von Facebook angeführten Block-
chain-Konsortiums «Diem Association» im Mai 2019 in Genf werden in Deutschland aufmerksam ver-
folgt.  
 
Auch das Schweizer Vorgehen im Bereich Sustainable Finance wird von deutscher Seite beobachtet. 
Am 24. Juni 2020 hat der Bundesrat einen Bericht und Leitlinien zur Nachhaltigkeit im Finanzsektor ver-
abschiedet: Der Schweizer Finanzplatz soll seine Position als führender Standort für nachhaltige Finanz-
dienstleistungen weiter stärken. Die Rahmenbedingungen sind so zu gestalten, dass die Wettbewerbsfä-
higkeit des Schweizer Finanzplatzes kontinuierlich verbessert wird und der Finanzsektor einen effektiven 
Beitrag zur Nachhaltigkeit leisten kann. Die Tests für Klimaverträglichkeit des SIF und des BAFU für Ver-
sicherungen und Pensionskassen sind ein Element des Schweizer Vorgehens, das in Deutschland auf 
Interesse stösst. Auch Deutschland will sich als weltweit führender Finanzplatz in punkto Nachhaltigkeit 
positionieren. Das Bundeskabinett hat am 5. Mai 2021 die Deutsche Sustainable Finance-Strategie be-
schlossen.120 Diese sieht eine Reihe an Massnahmen, darunter die Umschichtungen der Anlagen des 
Bundes in nachhaltige Anlageformen, Nachhaltigkeitskennzeichnungen für Verbraucher:innen (Nachhal-
tigkeitsampel) und neue Nachhaltigkeitsberichtspflichten für Unternehmen vor. Im September 2020 hat 
ein erster Austausch zwischen den beiden Ländern zu ihren Strategien stattgefunden. Am 07.09.2021 
wird dieser Dialog unter Teilnahme von Staatssekretärin Stoffel im Pop-up House of Switzerland in Stutt-
gart weitergeführt.  
 
Die Revision des bilateralen Doppelbesteuerungsabkommens konnte im Dezember 2020 abgeschlos-
sen werden. Dieses dürfte nach Abschluss der internen Ratifikationsprozesse 2023 in Kraft treten. 
 
  

                                                           
117 Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation (2020): Die Hochschulen der Schweiz.  
118 Bundesamt für Statistik, Personal der Schweizerischen Hochschulen, 2018/19. https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissen-
schaft/personal-bildungsinstitutionen.html. 
119 Statistisches Bundesamt, Hochschulstatistik. https://www-genesis.destatis.de/genesis/online?operation=statistic&levelindex=0&le-
velid=1593611545881&code=21341#abreadcrumb  
120 https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/publikationen/deutsche-sustainable-finance-strategie-1911318 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwj1soqGnKfqAhWQilwKHTeCAJkQFjAAegQIBRAB&url=https%3A%2F%2Fwww.sbfi.admin.ch%2Fdam%2Fsbfi%2Fde%2Fdokumente%2F2017%2F04%2Ffactsheet-hs.pdf.download.pdf%2FFactsheet_Hochschulen_CH_de.pdf&usg=AOvVaw3GtUfA5u1lF6Jq47EHaJkf
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online?operation=statistic&levelindex=0&levelid=1593611545881&code=21341#abreadcrumb
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online?operation=statistic&levelindex=0&levelid=1593611545881&code=21341#abreadcrumb


 

6 ANNEX 

ANNEX 1 
 

Wirtschaftsstruktur 
 
Deutschland ist eine hochentwickelte Industrienation mit einem Dienstleistungssektor von über 70 % und 
einem immer noch starken produzierenden Gewerbe von knapp 30 % des BIP. Deutschland erwirtschaftet 
weltweit das drittgrösste Exportvolumen.121 Die Wirtschaft wird getragen von grossen multinationalen Un-
ternehmen und einer breiten Basis von kleinen und mittleren Unternehmen (99.3 % aller Unternehmen, 
gut 60 % der Arbeitsplätze und 47 % des BIP).122 Die drei Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern 
sowie Nordrhein-Westfalen tragen über die Hälfte zum BIP bei.  
 

Anteil der Wirtschaftsbereiche an der Brutto-
wertschöpfung (in %) 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 1.0 0.8 0.8 0.9 0.7 0.8 0.7 

Produzierendes Gewerbe, Baugewerbe 30 30.2 30.6 30.5 30.4 29.7 29.0 

Dienstleistungsbereiche 68.9 69.1 68.5 68.5 68.8 69.4 70.3 

- davon öffentliche Dienstleistungen (inkl. Er-
ziehung und Gesundheit) 

18.0 18.0 18.1 18.1 18.3 18.7 19.6 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Inlandsproduktberechnung, Detaillierte Jahresergebnisse, Stand März 2021, Tabelle 2.2.1, Bruttowertschöpfung in 
jeweiligen Preisen 

 
 

 

Erwerbstätige nach Wirtschaftsberei-
chen 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Land- und Forstwirtschaft,  
Fischerei 

in Tsd. 638 633 623 615 608 599 578 

% 1.5 1.5 1.4 1.4 1.4 1.3 1.3 

Produzierendes Gewerbe, Bau-
gewerbe 

in Tsd. 10‘491 10‘508 10‘553 10’654 10’826 10’912 10’739 

% 24.6 24.3 24.2 24.1 24.1 24.1 23.9 

Dienstleistungsbereiche 
in Tsd. 31‘592 31‘981 32‘485 32’993 33’434 33’758 33’465 

% 74.0 74.1 74.5 74.7 74.7 74.6 74.7 

- davon öffentliche Dienst-
leistungen (inkl. Erziehung 
und Gesundheit) 

in Tsd. 10‘288 10‘486 10’716 10’919 11’105 11’313 11’473 

% 24.1 24.4 24.6 24.7 24.8 25 25.6 

Insgesamt 

in Tsd. 42‘721 43‘122 43‘661 44’262 44’868 45’269 44’782 

% 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 

 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Inlandsproduktberechnung, Detaillierte Jahresergebnisse, Stand März 2021, Tabelle 2.2.9, Erwerbstätige. 

                                                           
121 World Trade Organisation (2021): World Trade Statistical Review 2020, Zahlen Stand April 2021  
122 Statistisches Bundesamt, aktuellste Zahlen Stand Ende 2016, https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Kleine-
Unternehmen-Mittlere-Unternehmen/Tabellen/wirtschaftsabschnitte-insgesamt.html 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Volkswirtschaftliche-Gesamtrechnungen-Inlandsprodukt/Publikationen/Downloads-Inlandsprodukt/inlandsprodukt-vorlaeufig-pdf-2180140.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Volkswirtschaftliche-Gesamtrechnungen-Inlandsprodukt/Publikationen/Downloads-Inlandsprodukt/inlandsprodukt-vorlaeufig-pdf-2180140.html
https://www.wto.org/english/res_e/statis_e/wts2020_e/wts2020_e.pdf
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Kleine-Unternehmen-Mittlere-Unternehmen/Tabellen/wirtschaftsabschnitte-insgesamt.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Kleine-Unternehmen-Mittlere-Unternehmen/Tabellen/wirtschaftsabschnitte-insgesamt.html


 

  

ANNEX 2 
 
Wichtigste Wirtschaftsindikatoren  
 

  2018  2019  2020 2021** 

BIP (PPP angepasst, Mrd. USD)* 4'565 4’672 4’497 4’744 

BIP/Einwohner (PPP, USD)* 55’059 56’226 54’076 56’956 

BIP-Wachstum (in % des BIP) 1.3 0.6 - 4.9 3.6 

Inflationsrate (%, durchschnittl. 
Preise)* 

1.9 1.4 0.4 2.2 

Arbeitslosigkeit (%)* 3.4 3.2 4.2 4.4 

Budget-Saldo (% des BIP)* 1.8 1.5 - 4.2 - 5.5 

Ertragsbilanz (% des BIP)* 7.4 7.1 7.1 7.6 

Gesamtverschuldung (brutto, % 
des BIP)* 

61.8 59.6 68.9 70.3 

 
 
 
*) Quelle: Internationaler Währungsfonds, World Economic Outlook, April 2021 
**) Prognose 

 
 
  

https://www.imf.org/en/Publications/WEO/weo-database/2021/April/weo-report?c=134,&s=NGDP_RPCH,PPPGDP,PPPPC,PCPIPCH,LUR,GGXCNL_NGDP,BCA_NGDPD,&sy=2018&ey=2021&ssm=0&scsm=1&scc=0&ssd=1&ssc=0&sic=0&sort=country&ds=.&br=1


 

ANNEX 3 
 
Wichtigste Handelspartner Deutschlands 2020 
 

Exporte 2020 Importe 2020 

Rang 

2020 

Bestim-

mungsland 

Mrd. € Anteil 

in % 

Ver. 

(%) 
123 

Rang 

+/- zu 

2019 

Rang 

2020 

Herkunftsland  Mrd. € An-

teil 

in % 

Ver. 

(%)* 

Rang 

+/- zu 

2019 

1 USA 103.8 8.6 -12.5 - 1 China 116.3 11.4 5.6 - 

2 China 95.9 8.0 -0.1 1 2 Niederlande 88.5 8.6 -9.6 - 

3 Frankreich 91.0 7.6 -14.6 -1 3 USA 67.8 6.6 5.0 - 

4 Niederlande 84.5 7.0 -7.8 - 4 Polen 58.2 5.7 1.0 1 

5 
Vereinigtes 
Königreich 

66.9 5.6 
 

-15.5 
- 5 Frankreich 56.6 5.5 -14.5 -1 

6 Polen 64.7 5.4 -1.7 2 6 Italien 53.9 5.3 -5.7 - 

7 Italien 60.6 5.0 -10.8 -1 7 Schweiz 45.4 4.4 -0.9 1 

8 Österreich 60.0 5.0 -9.3 -1 8 
Tschech. Re-
publik 

43.5 4.2 -8.8 -1 

9 Schweiz 56.3 4.7 -0.1 - 9 Österreich 40.3 3.9 -8.4 - 

10 Belgien 43.3 3.6 -6.5 - 10 Belgien 37.1 3.6 -13.9 - 

11 
Tschech. 
Republik 

39.6 3.3 -10.9 - 11 
Vereinigtes 
Königreich 

34.7 3.4 -9.6 - 

12 Spanien 37.5 3.1 -15.2 - 12 Spanien 31.4 3.1 -5.3 - 

 

 Europa 838.75 69.6 -8.8   Europa 683.62 66.7 -8.6  

 Total 1'205.1 100 -9.3   Total 1'025.4 100 -7.1  

 
*) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2021): Zusammenfassende Übersichten zum Außenhandel Deutschlands (vorläufige Ergebnisse) 2020. Tabellen 
1.4.1 für Exporte und 1.4.2. für Importe. 
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https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Aussenhandel/Publikationen/Downloads-Aussenhandel/zusammenfassende-uebersichten-jahr-vorlaeufig-pdf-2070100.pdf?__blob=publicationFile&v=5


 

ANNEX 4 
 
Handelsverkehr mit Deutschland 
 

 Exporte 
(Mio. CHF) 

Variation 
(%)*** 

Importe 
(Mio. CHF) 

Variation 
(%)*** 

Saldo  
(Mio. CHF) 

Volumen 
(Mio. CHF) 

2005 31’692 2.5 49’732 7.3 -18’040 81’424 

2006 36’396 14.8 56’181 13.0 -19’784 92’577 

2007 41’920 15.2 62’916 12.0 -20‘996 104’836 

2008 42'549 1.5 65'776 4.5 -23’227 108’326 

2009 36’059 -15.3 55’013 -16.4 -18’953 97’072 

2010 39'278 8.9 58'570 6.5 -19'293 97’848 

2011 41’956 6.8 59’517 1.6 -17’561 101’474 

2012*) 43'893 4.6 60’380 1.4 -16’486 104’273 

2013 42’047 -4.2 55'624 -7.9 -13’577 97’672 

2014  43‘440 3.3 54‘556 -1.9 -11’117 97’996 

2015 39‘661 -8.7 49‘872 -8.6 -10’211 89’533 

2016  
(Total 1)** 

42‘734 
(39'570) 

7.7 
(8.0) 

51‘075 
(48'604) 

2.4 
(3.5) 

-8’340 
(-9’034) 

93’809 
(88'174) 

2017 
(Total 1)** 

45’166 
(41’616) 

5.7 
(5.2) 

54’542 
(52’327) 

6.8 
(7.7) 

-9’376 
(-10’711) 

99’708 
(93’944) 

2018 
(Total 1)** 

47’252 
(43’923) 

4.6 
(5.5) 

56’566 
(54'671) 

3.7 
(4.5) 

-9’315 
(-10’746) 

103’817 
(98’894) 

2019 
(Total 1)** 

47’685 
(44’085) 

0.9 
(0.4) 

57’190 
(53'821) 

1.1 
(- 1.6) 

-9’496 
(-9’736) 

104’865 
(97’895) 

2020 
(Total 1)** 

46’081 
(40’412) 

-3.4 
(-8.3) 

53’246 
(49’468) 

-6.9 
(-8.1) 

-7’133 
(-9’023) 

99’295 
(89’849) 

 
*) Ab dem 01.01.2012 hat die EZV die Berechnungsmethode für die Importe und Exporte geändert. Infolgedessen sind Vergleiche zwischen 2012 
und den vorhergehenden Jahren nicht mehr möglich.124  
**) Total «Konjunktursicht» (Total 1): ohne Gold in Barren und andere Edelmetalle, Münzen, Edel- und Schmucksteinen sowie Kunstgegenständen 
und Antiquitäten  
***) Gegenüber Vorjahresperiode 

 
Wichtigste Produkte (Total 2) 
 

Exporte 
2018 

(% des Totals) 
2019 

(% des Totals) 
2020 

(% des Totals) 

1. Produkte der Chemisch-Pharmazeuti-
schen Industrie 

 

35.2 
 

37.3 
 

37.5 

2. Maschinen, Apparate, Elektronik 17.4 16.3 14.8 

3. Edelmetalle, Edel- und Schmucksteine 6.8 7.2 11.8 

4. Präzisionsinstrumente, Uhren und Bi-
jouterie 

 

10.7 
 

10.2 
 

9.2 

5. Metalle 11.0 9.9 8.7 

 

Importe 
2018 

(% des Totals) 
2019 

(% des Totals) 
2020 

(% des Totals) 

1. Produkte der Chemisch-Pharmazeuti-
schen Industrie 

22.3 22.3 25.4 

2. Maschinen, Apparate, Elektronik 17.1 16.6 16.0 

3. Fahrzeuge 11.2 10.8 11.5 

4. Metalle 11.8 10.9 10.2 

 
Quelle: Eidgenössische Zollverwaltung, Gesamttotal (Total 2): mit Gold in Barren und anderen Edelmetallen, Münzen, Edel- und Schmucksteinen 
sowie Kunstgegenständen und Antiquitäten, Stand April 2020. 
https://www.swiss-impex.admin.ch/  

                                                           
124 Importe: Verwendung des „Ursprungslandprinzips“ anstelle des „Erzeugungslandprinzips“. Das Ursprungsland bezeichnet jenes Land, in dem 
die Ware vollständig gewonnen oder überwiegend hergestellt wurde. Das Erzeugungsland bezeichnete hingegen das Land, in welchem ein Produkt 
vor der Einfuhr in der Schweiz im freien Verkehr war. Exporte/Importe: Die Aussenhandelszahlen werden mit Gold, Silber und Münzen nach 
Ländern aufgeschlüsselt und als Bestandteil der Schweizer Aussenhandelsstatistik (Gesamttotal) in der online Datenbank Swiss-Impex integriert. 

https://www.swiss-impex.admin.ch/


 

ANNEX 5 
 
Wichtigste Investoren in Deutschland  
 

Unmittelbare und mittelbare Direktinvestitionen in Deutschland nach Ländern (Stand Ende 

2019)125 

Rang Land 
Direkt- 
investitionen  
in Mrd. Euro 

Anteil 
in % 

Veränderung 
Anteil in %-
Punkten 

Veränderung 
Rang  

Flüsse  
2020 in 
Mrd. Euro 

1 Niederlande 105.5 18.9 - 2.1 - - 0.46 

2 Luxemburg 94.0 16.9 0.5 - 25.1 

3 USA 56.7 10.2 - - 30.4 

4 Schweiz 47.0 8.4 0.8 - 0.3 

5 Vereinigtes Königreich 35.5 6.3 0.3 +1 11.2 

6 Italien 32.1 5.7 - 0.7 -1 - 3.5 

7 Frankreich 27.8 4.9 - - 2.3 

8 Österreich 26.9 4.8 0.1 - 2.6 

9 Japan 24.8 4.5 0.3 - 23.1 

10 Irland 17.2 3.1 0.5 - 0.73 

 EU 384.8 69.2 - 0.7 - 43.0 

 Total  556.1 100.0   97.2 

 
 
Quelle: Deutsche Bundesbank, Direktinvestitionsstatistiken, April 2021, Tabelle 2 b) Ausländische Direktinvestitionen im Inland nach einzelnen Kapi-
talgeberländern, ab Seite 94.  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
125 Die im April 2021 veröffentlichten Zahlen betreffend Direktinvestitionen nach Ländern (Stand Ende 2019) sind vorläufig und werden vonseiten der 
Deutschen Bundesbank innerhalb des nächsten Jahres angepasst. 

https://www.bundesbank.de/resource/blob/804078/31e262680d019ed8e84dec05313d02fe/mL/0-direktinvestitionen-data.pdf

